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AKTUELL 

V()RSATZ 
Von Zinner und Zöchling 

Monopole - überall 
Um die Diskussion, vor allem unter den fort­
schrittlichen StudentInnen dieser Fakultät, in 
Gang zu bringen, haben wirin dieser Nummer 
einem Gespräch mit Vertretern von vssiö 
und KSV und einer Vertreterin von Muki Di 
R,ui sehrvielPlatzeingeräumt. Wie das Rount­
Table-Gesprächzeigt. kaIin dies erst der An­
fang sein. Viel ist noch auszudiskutieren, viel 
gemeinsam zu tun. 
Gemeinsames Handeln ist notwendig, denn 
die AG will eine Monopolstellungauf der 
Fakultät einnehmen und versucht, die Stu­
dentInnen mit "Service" einzulullen. Zwar 
schreibt sie sich den Spruch: "Service und 
Politik" auf die wahlwerbenden Fahnen, doch 
bekennt dernochVorsitzende Rainer Hazivar 
im AG-Organ, daß das Aushandeln einer 
vereinfachten Inskription für ihn bereits Poli- . 
tik.darstellt. Hohe Durchfallsraten, einschlech-
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tes Angebot an Studienmaterial, -inhalten und 
Lehrveranstaltungen, die zum Teil zumBer­
Sfen überfüllt sind, scheinen die Fakultätsexe­
kutive nicht besonders zu stören. Sie wünscht 
"viel Glück beim nächsten Mal", Erst wenn die 
betroffenen StudentInnen die Fachschaftstilr 
einrennen reagieren die'''legitimen StudCnten­
vertreter" und - versuchen, zu beschwichtigen. 
Unter dem Motto: "Der Hazi wird's schon 
richten". In der Regel geschieht dann nichts, es 
sei denn zufällig, wie die Punktesenkung bei ' 
der Einführungsprüfung im Jänner. auf die die 
ÖH-Exekutive keinen Einfluß hatte, und die 
das Ausmaß der Auslese kaum.verringerte. 
Die AG hat am Juridicum die Arbeit von Szys­
kowitz und. Grober fortge~tzt, wie sie selbst 
sagt. Aber Szyskowitz traut sich nach den 
schlechten Erfahrungen, die die StudentInnen 
mit seiner Politik des PackelnsundAbwiegdns 
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in den letzten Jahren gemacht haben, nicht 
mehr als Spitzenkandidat ft1r den Zentralaus­
schuß anzutreten. Die Gesichter wechseln, 
die Politik bleibt die selbe. So ist es auch mit 
dem Wechs.el im Wissenschaftsministerium. 
Aus aktuellem Anlaß haben wir der Uni­
Politik mehr Platz eingeräumt als Üblich -
dafür ist das JURIDIKUM-'fhema etwas dünner 
geworden. Wir glauben, daß es höchste Zeit 
wäre, a~ch in Österreich ernsthaft darüber 
nachzudenken, wie Meinungsfreiheit und -
vielfalt gewährleistet und, in vielen Berei­
chen, wiederhergestellt werden könnten. Trotz 
redaktioneller Sachzwänge versuchen wir, das 
unsere zum Denkprozeß beizutragen. 

P.S.: Noch eine Richtigstellung zur Nr. 1/89: 
Im Beitragilber Rechtsanthropo19gie ("Mehr 
oder weniger Recht?") auf Seite 4 ist von 
einem Passus 107 des IW Konventionssta­
tuts die Rede, Es sollte aber heißen "107. ILO­
Konventionsstatut", Wir bedauern und gelo-' 
ben Besserung. 

Recht 

Bundes-Vetfassungsgesetz: 
Größte Novelle seit 1929 ....... , ............... 1 0 
Asylrecht: 
Internierungslager Flughafen? ............. 11 

Sehen/HOren/Lesen 

Nachsatz: 
Wir haben fremdgelesen ........ ~ ....... ; ...... 18 

JURIDIKUM • THEMA 

Medien und Recht: 
Freiheit ohne Vielfalt?· 

Rundfunkfreiheit: 
Kommerzmonopol? .............. ; ..........•... 13 
Österreichischer' Rundfunk: 
In schlechterVetfassung? .................... 15· 
Pressefreiheit: . 
Noch zu retten? .................................... 17 

JURIDIKUM 



AKTUELL 

15 Jahre nach der "Nelken revolution" 

Gesinnungsjustiz 
auch in Portugal 
Am 15.02. 89 hat der portugiesischeVerfas­
sungsgeri(;htshof das Urteil gegen Oberstleut­
nant Otelo de Cavalho, lautend auf 17 Jahre 
Gefängnis wegen "Giiindung und Leitung ei­
ner tep-oristischen Vereinigung" nach Artikel 
288 Codigo Penal (portugiesisches StOB), 
aufgehoben und zmn Appellationsgericht zu­
rückgewiesen. 
OtelodeCavalhowareinerderführendenKöpfe 
der Nelkenrevolution von 1974, in der demo­
kratische Militärs in einem unblutigen Coup 
Portugal von der 48 Jahre dauernden faschisti­
schen Diktatur befreit haben und den Grund­
stein für die Unabhängigkeit der portugiesi­
schen Kolonien im _ südlichen Afrika -gelegt 

- haben. 
·1984 wUrde Otelo de Cavalho und zahlreiche 
Parteigenossen der FUP (Kraft der Volksein-

. heit), die 1977 nach zwei gescheiterten Putsch­
versuchen des faschistischen Generals Spinola 
gegründet wurde, mn im Falle emer Bedrohung 
der jungen Demokratie die Bürger zu deren 
Verteidigung zu mobilisieren, verhaftet. Nach 
fast dreijähriger Untersuchungshaft_und sieb- . 
zehnmonatigem Prozeß nach Stammheimer 
Vorbild wurde Otelo de Cavalho ohne Beweis 
jeglicher materiellen Straftat verurteilt. 
Otelo und seine Genossen wurden beschuldigt, 
leitende Mitglieder der FP-25 (Völkskräfte des 

-25.April), die sich Anfang der80er Jahre zu 
einer Reihe blutiger Anschläge bekannt hatte, 
zu sein. Die Anklage stützte sich auf eine ab­
struse Konstruktion der politischen Polizei, 
von deren Agenten viele schon in der Geheim­
polizei des Faschisten Salazars tätig waren. 
Danach soll die zum Schutze der Demokratie 
gegründete FUP n\lI' eine Unterorganisation 
derFP-25 gewesen sein, obwohl die PUP die 
Attentate der FP"25 öffentlich ais "Aktionen, 
die nichts mit der Linken zu tun haben" und als 
'~marginale -Gewaltakte" bezeichneten. Threr 
Meinung nach ist sie eine Schöpfung der Poli­
zei, 1lIIl das Antiterrorgesetz zu rechtfertigen 
und die Schaffui1g einer Anti-Terrorbrigade 
durchzusetzen. . 
Die einzigen "Beweise" iln Gerichtsverfahren 
waren zwei "reuige Kronzeugen" nach italieni­
schem Vorbild.· Nur diesen "Kronzeugen" 

. konnten materielle Straftaten nachgewiesen . 
werden, und dennoch gingen sie d8nk der 
Kronzeugenregelung straffrei aus. Den "Zu­
sammenhang" zwischen der FUPund der FP-
25 empfand einer der Richter des Dreierge­
richts derart widersinnig, daß er seineabwei­
chende Meinung in der Offentlichkeit bekannt 
machte. Otelo und seine Freilnde wurden verur-
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Ote/o de cava/ho 

teilt, obwohl ihnen überhaupt nichts nachge­
wiesen werden konnte. Es ging dabei aber gar 
nicht darmn, etwas zu beweisen, sondern 
schlicht und einfach darum, die politische 
Symbolfigur Otelo de Cavalho und damit die 
Ideen der Nelkenrevolution zu kriminalisieren~ 
Ideen und Menschen, die Basisdemokratie, 
Land- und Fabriksbesetzungen, einen ehrli­
chen Nord-Süd-Dialog, Austritt aus der NATO 
fordern, haben im europäisierten Portugal des> 
Rechtssozialisten Soares keinen Platz mehr ... 
Sie gehören offensichtlich auSradiert, auch wenn 
der Rechtsstaat dabei auf der Strecke bleibt. 
Die Verurteilung Otelos und seiner Freunde 
wegen ihrer Gesinnung hat weltweit Proteste 
hervorgerufen. Der Vizepräsident der französi­
schen Liga für Menschenrechte, Rechtsanwalt· 
HenriLeclerc, hatBeschwerde bei der europäi­
schen Kommission für Menschenrechte erho­
ben. Persönlichkeiten, wie der Friedensnobel- . 
preisträger Perez-Esquivel. der Komponist 
Mikis Theodorakis, der ehemalige US-Justiz~ 

. minister Ramsey Clarc und der brasilianische 
Befreiungstheologe Leonardo Boff haben in . 
einem Appell Freiheit und Gerechtigkeit für 
Otelo gefordert. Selbst Franeois Mitterand soll 
anläßlich eines -Besuches in- Portugal seinen 
Amtskollegen Soares gefragt haben: "Wie geht 
es Eurem Sacharow?" 
Mit seiner Entscheidung, das Urteil gegen Otelo 
aufzuheben, folgte der Verfassungsgerichtshof 
teilweise der Ansicht des V meidigers Otelos, 
wonach der Prozeß verfassungs-und menschen" 
rechtswidrige Verfahrensmängel aufgewiesen 
habe. 
Weitere Informationen bei CEDRI, Strind-· 
berggasse 2/2/1, A - 1010 Wien; 
Tel.0222f743477 • 

"Bildungsoffensiven 

Kaum ernst 
genommen 
Wien. (Red). Die große Abschlußfeier zur OH­
Bildungsoffensiv~ am Montag, dem 17. April 
wurde zur Riesenpleite. Was von AG-Köpfen 
als visionäres Prestigeprojekt ausgeheckt wor­
den ist und von (ler Industrie feste Unterstüt­
zung fand, wurde von den Studierenden kaum 
ernst genommen. ·Obwohl der dafür Verant­
wortliche Thom~ Sol.iIDan schon seit Monaten 
im wi~nweiten UNI-Aktuell einen Erfolg an" 
kündigte. 
Das Audi Max der Universität Wien war mit 
etwa 300 Studen~en "gefüllt", die den ent­
täuschten Worten Solimans fast kein Gehör 
schenkten. Während er sich über ''viele Vema­
derer"beschwerte, die die "Offensive" schlecht 
machen wollten und sie "in ihre Löcher" schick­
te, wo sie bleibensollten,harrte das Auditorimn 
auf die Preisvergabe. Und Preise gab es reich­
lich. Wer nurnachgefragt hatte, was die "Bil­
dungsoffensive der OH" eigentlich sein sollte, 
konnte mit einer LP nach Hause gehen. Dem­
entsprechend gab es dann auch keine Diskus­
sion, was sollte auch diskutiert werden. Statt 
d~senbetonte TraudlBrandstaller, auch beim 
ORF für das Kinderprogramin verantwortlich, 
wie wichtig Visionen - welche auch immer -
seien und Oswald Oberhubermeinte, sie würde 
sowieso in irgendwelchenSchubladen ver­
schwinden, was Soliman die Stirn runzeln ließ. 
Nach, der Preisverleihung - nach dem Schema: 
"Gratuliere und ... äh, ja dieser Preis wurde von 
der Firma X zur Verfügung gestellt" - kam es 
zmn Höhepunkt der Feierlichkeit, einet Litera­
tenlesung. Doch da war der Saal schon prak­
tiSch leer. • 

StVO-Novelie 

Mehr Rechte 
für Radler 
WIen. (VIP, Red) .Am 1. März ist die 15. ' 
Novelle der Straßenverkehrsordnung in Kraft 
getreten, Sie bringt unter anderem auch einige 
Be~timmUngen,diedie Radfahrer als Verkehrs­
teilnehmeraufwerten sollen. Benützer von 
Radwegen und Radfahrstreifen gelten jetzt 
wieder Als Teilnehmer am fließenden Verkehr 
und haben somit nicht mehr generell Nachrang 
gegenüber allen anderen Verkehrsteilnehmem. 
Das Fahren gegen die Einbahn ist für Radfahrer 
erlaubt, wenn eine entsprechende Zusatztafel 
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untet dem Schild "Einfahrt verboten" ange­
bracht ist Von nun an dtlrfen die Radler auch 
legalanstehl;mden Kolonnen vOrbeifahren und 
Nebenfahrbahnen benützen. Autofahrer, die ihr 
Fahrzeug auf einer Radfahrerüberfahrtabstel- . 
len, müssen jetzt damit rechnen, daß dieses 
auch ohne Vorliegen einer konkreten Behinde­
rung abgeschleppt wird. 
Der Verkehrsclub Österreich (VCÖ) weist al­
lerdings darauf hin, daß diese Novelle nur der 
erste Schritt eines langen Weges sein kann und 
daß . bei weiteren Reformen "aus der Praxis 
geborene Veränderungen in das Gesetz einflie~ 
ßenmüßten". . • 

FAHRSCHULE 

M()t-IAUPT 
KFG-IIDV· 

StVO· 
Novellen. 

Es gibt viel 
Neues •. 

Fragen kostet 
• nIX-

spart aber viel 
Zeit und Geld! 

JUNI 
(12.-23.) 

oder 
JULI 

(3.-14.) 
Jeweils 1300-111° 

Natürlich laufend Abendkurse 
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AKTUELL 

Hörerinnenversammlung 

Ein klarer Auftrag 
an die Mandatarinnen! 
Wien. (Red) . Steigende Durchfallsquoten, 
schlechte Studienbedingungen und ständige 
Prüfungsverschärfungen waren nun endlich 
Anlaß genug, eine Hörerhmenversammlung am 
Juridicum abzuhalten. Studentischer Unmut 
wurde vor allem gegenüber Professor Walters 
unmöglichen Prüfungsfragen undderundurch­
sichtigen Benotung der Arbeitenartikuliert. 
Traurig zWar, daß sich nur knapp 80 Jusstuden­
tInnen für ihre eigenen Probleme interessier­
ten. KennerInnen der "Juridicumsszene" wird 

. dies jedoch nicht sehr überrascht haben, ist es 
doch für die StudentInnen neu, daß auch sie 
mitreden dtlrfen (wenigs~ ein bißchen). 
Unter anderem wurde den Marulatarhmenvon . 
den Versamrnlungsteilnehmerhmen der Auf­
trag erteilt, die Forderungen nach aktuellen 
Prüfungsfragenskripten und Offenlegung des 
Benotungssystenis bei dernllchsten Kollegiums­
sitzung einzubringen. 
Angeregt wurde auch dilS Setzen von Aktionen, 

da sich in der Vergangenheit gezeigt hat, daß 
alleine über Gremien nichts erreicht werden 
kann. So haben unsere StudentInnenvertrete­
rhmen bisher.wenig entgegenzusetzen gehabt, 
wie aus der kontinuierlichen Verschlechterung 
der Studien bedingungen deutlich hervorgeht. 
Und wenn wir uns nicht endlich zusammentun, 
wegfrnden von dieser Einzelkämpfermentali­
tät, wird sich auch nicht so schnell etwas iIn­
·dem. 

Bleibt zu hoffen, daß bald auch am Juridicurn 
möglichst viele Leute dazu bewegt werden 
körmen, sich für ihre eigenen Interessen einzu~ 
setzen. Gelegenheit dazu wird es wieder bei der 
nächsten Hörerhmenversammlung geben, die 
nach Bekanntgabe der Einführungsergebnisse 
stattfinden wird (das wird-skandalöserweise­
erst am 1614ai sein).Eingeladen sind diesmal 
auch d,ie Professoren, auf deren Kappe ja ein 
nicht geringer Teil unserer Studienprobleme 
geht. • 

"Juristischer Schlichtungsausschuß" gegründet 

Ungarn: Umweltgruppen 
wollen mehr Einfluß 
Budapest. (Phx). Die unabhängigen ungari­
schen Umweltschutzgruppen haben vor kur­
zemeinen "juristischen Schlichtungsausschuß;' 
gegründet. Der Ausschuß soll neue Gesetze­
santrilge unter dem Gesichtspunktdes Umwelt­
schutzesbegutachten und die Schaffung neuer 
Rechtsnormen anregen, heißtes in einer Erklä­
rung der Organisationen. 
Im Zuge des Ausbaus des Pluralismus werden 
in Ungam zahlreiche Gesetze und sonstige 
Normen neu beschlossen. Sie körmten unter 
Umständen auch den Umweltzustandentschei­
dend beeinflußen. Derjuristische Schlichtungs­
ausschu~ sei notwendig geworden, so die 
Umweltschutzgruppen,weil es ihnen bisher 
nicht gelungen sei, in die Gesetzesentwürfe 
noch vor der entgültigen Beschlußfassung 
Einsicht zu nehmen. Gegründet wurde der 
Ausschuß vom "Donaukreis", dem "Grünen 
Kreis" der technischen Universität, vom Natur­
schutzklub der Wissenschaftlichen Universität 
"Eötvös L6rant", von der Umweltschutzgrup­
pe der F1DESZ, von der Friedensgruppe "4-6-
0" und der Umweltschutzgruppe der unabhän­
gigen Gewerkschaft TDDSZ, Die GründllIlgs-

mitglieder rechnen auch. mit der Beteiligling 
unabhängiger Experten . und anderer 
Umweltschutzgruppen. • 

Mitarbeiterinnen gesucht 

Tutorium 
Wir suchen wieder Tutorhmen für das WS 
1989/90. 
ImRaluneneines SonderprojektesderÖH sollen 
höhersemesetrige StudentInnen den Erstsem" 
strigen in kleinen Gruppen den Studienanfang 
erleichtern. Dabei geht es nicht nur um Infor­
mationsvermittlung, sotJ.dern auch um das 
Zurechtfinden im neuenSozialgefüge Univer~ 
sität und um die Fähigkeit, das eigene StudiUlll 
aktiv mitzugestalten. Das Erwerben sozialer 
Kompetenz in einer Gruppe kann dabei eine 
positive Rolle spielen und für Erstsemestrige 
und Tutorhmen zu einer interessanten Heraus­
forderung werden. Wir treffen uns zu einer 
ersten Vorbesprechung am 27.4.· um 14.00 im 
Sem 31. (Die Tutoriumsgruppe) • 
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UNI-POLITK 

Auslese am Juridicum 

System der Anpassung 
und Erniedrigung 

Christian Baumgartner 

Mir kommt das Kotzen. Wieder 
einmal ist ein Aktder Erniedri­

gung über eine Gruppe vonJus­
studentInnen niedergegangen. 

Die Situation wird immer uner­
träglicher. 

Diesmal hat es die Erstsemestrigenerwis'cht. 
Bei der Prüfung aus Einführung'sind ursprüng­
lich über 70% "Flecks" verteilt worden. Das 
aber erst, nachdem die ursprünglichen Anfor-

. derungen für ein Genügend drastisch gesenkt 
worden waren. Gegen den heftigen Widerstand 
Professor Walters wurden dann die Punktean­
fordenmgen noch ~inmal herabgesetzt. Aber 
auch in anderen Bereichen kommt es immer 
wieder zu Katastrophen: die Durchfallsquote 
von 80 Prozent beim letzten Termin aus Rönri­
schemRecht wird auch bei Walter-Prüfungen 
im Öffentlichen Recht erreicht. Im Bürgerli­
chen besteht die Vor- und Nachbereitung zu 
Prüfungen bei manchen Professoren aus wü­
sten Beschimpfungen der StudentInnen, wobei 
Schimpforgien weit eher für die miserable Prü­
fungsvorbereitung angebracht wären. 

Was steckt dahinter? 

Was hinter diesen Ergebnissen steckt? Zum 
Einen sicher die Illusionen mancher StudentIn­
nen, mit wenig Aufwand komplizierte Stoffge-

. biete bewältigen zu können. In weit höherem 
Maß geht es aberum schlechte Prüfungsvorbe­
reitung von Seiten der Lehrenden -Ergebnis 
einer überlegenheitsmentalitätund Verachtung 
der StudentInnen. Man(n) fühlt sich berufen 
zum Aussieben der "arbeitsunwilligen" Ele­
mente im Sinne eines Numerus Clausus und 
wünscht sich so 80 Prozent'der Studiere~den 
durch absurde Prüfungsbedingungen als den 
letzten Dreck abqualifizieren zu können. 

Und die Betroffenen? 

Wie reagieren nun die StudentInnen? Mit Nie­
dergeschlagenheit. Eine Erstsemestrige, die sich 
intenSiv auf die Einführungsprüfung vorberei­
tet, ~ dann auf Grund absurder Fragestellung 
und Benotung "mit Bomben und Granaten" -
wie man ihr mitteilt - durchzurasseln,. sucht die 
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Schuld zuerst bei sich selbst. Damit beginnt das 
Systemder Demütigung, Erniedrigung undEnt­
solidarisierung ("ich. bin besser als die") zu 
wirken, das - im Laufe des Studiums verfeinert 
und präzisiert - den gesetzestreuen und anpas­
sungsfähigen Juristen produzieren soll. Was' 
herauskommt, sind dann IInpassungsfähige, aber 
sicher keine guten JuristInnen. 

Wer soll was ändern? 

Ändern können' dar;m nur die StudentInnen 
selbst etwas. Die derzeitige StudentInnenver" 
tretung durch die AG-Exekutive vermag daran 
nichts Grundlegendes zu ändern. Sie betreibt 
vor allem eine Art Geheimdiplomatie mit den 
ProfessorInnen und AssistentInnen, die sicher 

auch ihre Berechtigung hat, in manchen Fällen 
unerläßlich ist. Gegenüber den StudentInnen 
werden dann die ernmgenen Kompromisse im 
Nachhinein als große Erfolge hinausposaunt. 
Einevorherigebreite DiskussionUnd eine grund­
legende Information der Studierenden fmdet 
nichtstatt. Genau so machen es die "Großen" in 
der Politik. Aber das kann doch nicht alles sein! 
Freiwillig werden uns die Lehrenden nichts 
schenken. Wir müssen Druck machen! Gnmd­
legende Voraussetzung dafür ist eine Erneue­
nmg der studentischen Organisation auf unse­
rer Fakultät. Auf einer HÖferInnenversamm­
lung im März, die von MandatarInnen des 
vsstO veranlaßt wurde, haben sich Leitlinien 
einer aktiven StudentInnenpolitik herauskri­
stallisiert. Zahlreiche Erstsemestrige, einige Tu­
torInnen, . aber auch viele VertreterInnen der' 
fortschrittlichen Fraktionen (VSStÖ, KSV, 
Muki Di Rui) am Juridicum brachten Vorschlä­
ge und Ideen ein. Der Fakultätsvorsitzenden 

. Rainer Hazivar erklärte sich für die AG -leider 

eher halbherzig - bereit, einige der Fordenm­
gen aufzugreifen und mitzutragen: 
-) Auf regelmäßigen, gut angekündigten Höre­
rInnenversammlungen (die laut ÖH-Gesetz 
sowieso zweimal im Semester obligatorisch 
sind!) soll es darum gehen, 
1.) die StudentInnen detailliert über die Arbeit 
der Fakultätsvertretung, insbesondere gegenü­
ber dell ProfessorInnen, zu informieren. 
2.) gemeinsame Aktionen zu planen, wenn Ver­
handlungen nicht mehr ausreichen (Öffentlich­
keitsarbeit,Protestaktionen~ Vorlesungen, vor 
Instituten usw.). 

·3.) der FakUltätsvertretung feed-back über ihre 
Arbeit von StudentInnenseite zu geben. 
4.) Projekte über Zusammenarbeit mit den 
StudentInnen anderer Fakultäten zu erarbeiten, 
um unsere Isolation zu überwinden. 
-) Es ist aber auch nötig, die Fakultätsvertre­
tung politisch zur Verantwortung zu ziehen, 
wenn sie Blödsinn macht. Daher gilt es, die Ex­
ekutive zu zwingen, die Fakultätsvertretungs~ 
sitzUngen - daß "StudentInnenparlament" an 
unserer Fakultät - der breiten studentischen Öf­
fentlichkeit zugänglich und schmackhaft zu 
machen. Daß soll heißen: gute Ankündigung, 
gute Sitzungstermine, geeignete Räume (der­
zeitige Praxis: Freitagnachminag zu Se~este~ 
rende). Vom VSStOversucht, ist das Erreichen 
dieses Ziels gegenüber der fakultätsvertretung 
bisher noch niemandem wirklich gelungen. 

Was wartet auf uns? 

Erst diese Maßnahmen werden eine echte 
Chanche eröffnen; MißstliIlde auf Dauer abzu­
stellen und echte Reformen in Angriff zu neh­
men. Hier nur beispielhaft die allernotwendig" 
sten Schritte, die zu setzen sind: In der Einfüh­
nmg steht eine grundlegende Reform an: Das 
W alter-Skriptumzumöffentlichrechtlichen Teil 
ist schlecht - die schwierigsten Probleme sind 
oft nur in einem Satz abgehandelt. Die Prü­
fungsfragen sind oftmals absurd, d.h. unlösbar. 
Die Vorlesung ProfessorWalters ist eine Vor~ 
lesung im wahrsten Sinne des Wortes: das 
Skriptum Wortwörtlich. Professor Walter inter­
essiert es ganz offensichtlich in keiner Weise, 
den StudentInnen außer Minderwertigkeitskom­
plexen irgendetwas zu.vermitteln. Zu fordern 
ist über die Abschaffung dieser Mißstände 
hinaus eine Veröffentlichung des Punktesche­
mas, eine ordentliche BesprechUng derPrü­
fungsarbeit und ein aktuelles Fragenskriptum. 
Im bürgerlichen Recht geht es vorerst darum, 
die. Verletzungen primärster Menschenrechte 
auf Vermeidung menschenunwürdiger Behand­
lung, Emiedrigung und Abqualifizierungvon 
StudentInnen durch selbst zur Lehre unqualifi­
zierte Personen in ihren Lehrveranstaltungen 
zu unterbinden. 

Zum Schluß will ich ein wiohtiges allgemeines 
Ziel, die freiePrüferwahl,nichtvergessen. Auch· 
sie wird uns helfen, den katastrophalen Lehr­
und Prüfungsalitag zu verändern. • 
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Die konservative Übermacht am 
Wiener Iuridicum bröckelt ab. 

Das kritische,jortschrittliche Po­
tential ist in den letzten Iahren 

gewachsen. Anläßlich der kom­
mendenÖH-Wahlen lutten wir 

VerlreterI nnender jortschrittli­
ehen Fraktionen zu .einem 

Round-Table Gespräch ein. 

Diskussion: 
Diego Garfias (VSStÖ) 
Thomas Sperlich (KSV) 

Maria Windhager (MukiDi Rui) 
Das Gesprächführten 

Franz Mauthner 
und Anna Sporrer 

Einen Anlaß für das heutige Round-Table 
Gespräch bieten natürlich die kommerulenÖH­
Wahlen. Darüber hinaus glaubenwir aber, daß 
sich durch den Studentinnenstreik 1987, durch' 
die Politisierung eines großen Teiles der Jus­
StudentInnen, die Möglichkeiten undAnforde­
rungen fortschrittlicher Politik am Wiener 
J uridic~ überhaupt geändert haben. Das zeigt 

. sich nicht nur am Entstehen einer neuen Frak­
tion (MukiDi Rui), sOrulern an einer Stärkung 
derfortschrittlichenKräfte überhaupt. Der erste 
Fragenkomplexsollte daher sein: Was ist über­
haupt fortschrittliche Politik? Und: Wie wollt 
ihr diese Politik betr:eiben, wie grenzt ihr euch 
gegeneinander ab oder wie wollt ihr zusam­
menarbeiten? Interessant ist in'diesemZusam­
merihangdie Trennung des VSStÖ und des KSV 
von Muki Di Rui, wo ja ursprünglich beide 
vertreten waren. 
Garfias: Bezüglich des Streiks ist folgendes zu 
sagen: .. Die Entwicklung des Herbst '87 zur 
größ~nStreikbewegUng seit den 60-er Jahren, . 
die ja fUr niemanden wirklich absehbar war,hat 
sicherlich eine größere Politisierung. an den 
eher "linken" Fakultäten gebracht (der Streik 
istjavonderGRUWI ausgegangen). DasGarize 

Dlego Gartlas: 
"Wir sitzen drinnen, Ihr nicht •.. 
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Fortschrittliche Politik am Juridicum: 

Ohne· Basis ge 
hat sich dann auch irgendwie auf die juridische 
Fakultät ausgebreitet und wir vom VSStÖ-J~s 
waren im Gegensatz zu unserer zentralenOrga­
nisation von Anfang an von an diesem Streik 
beteiligt, weil wir gesehen haben, daß sich zum 
ersten mal eine von der Basis kommende 
Bewegung herauskristallisiert. Der Streik hat 
sich dann aber anders entwickelt, als wir alle 
gedacht haben: Er wurde einerseits inhaltlich 
sehr eingeschränkt, was natürlich" die Schuld 
der ÖH-Exekutiv.e - also der "Aktionsgemeine 
. schaft" - war. Es ging daim nur mehr um diese 
Kürzung der Familienbeihilfen und um nicht 
mehr. Wir haben aber den Streik als eine 
Bewegung gegenden gesamten Sozialabbari 
gesehen. Und aus diesem Stteikging dann 
Muki Di Rui hervor. Man hat allerdings nie 
genau gewußt, was das sein soll. Am Anfang 
waren alle fortschrittlichen, Kräfte drinnen (also 
VSStÖ, KSV und Unabhängige). 
WardasdereinzigeGrund,daßihrdabeiwart? 
Daß alle anderen auch dabei waren? 
Garnas: Nein. Es war irgendwie eine Struktur, 

die sich entwickelt hat, wo über die Belange des 
Streiks geredet wurde. 
Sperlich: Na, Muki Di Rui hat sic~ eigentlich 
herausentwickelt aus den Strukturen, die. sich 
im Streik gebildet haben, aus dem Streikkomi­
tee am Juridicum, wo jene StudentInnen, die 
den Streik getragen haben, sich organisiert 
haben. Aus dieser Streikplattfonnhatsich dann. 
eben MukiDi Rui entwickelt. Und am Anfang 
waren eben VSStÖ U:fid KSV Und - was ja vor 
allem: wic,htig war -' unabhängige Leute drin~ 
nen. Denn gerade an der juridischen Fakultät 
neigen die fortschrittlichen Leute ja dazu, halt 
ihr Studium"hinunterzubiegen" und ansons(en 
an der Universität nichts zu machen. Und mei­
nes Wissens war das das erste mal, daß sich 
diese Leute auch gesammelt haben c und das 

'wardainals ebenMuki Di Rui. Wobei man das 
vom heutigen Muki Di Rui eben untersCheiden . 
muß, nachdem es im Herbst '88 zu diesem 
Bruch gekommen ist. 
Windhager: Also ich möchte zum Streik fol­
gendes sagen: Die Verbindung zur '68-er 
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It nichts! 
Bewegung fällt mir sehr schwer, weil das eine 
ganz andere Bewegung war .. 
Garfias: Entschuldige, ich hab's nicht vergli­
chen, ich habe nur gesagt, daß das der größte 
Streik war seit ... 
WIndhager: Ja, gut. Ich meine nur, daß man 
auch den Unterschied herausarbeiten muß. Daß 
der Streik nicht mit '68 vergleichbar ist, weil er 
sicherlich auch von der Thematik her sehrredu­
ziert wurde und weil ihm die wirkliche ideolo­
gische Bewegung gefehlthat. Der Sinn, den der 
Streik aber für mich gehabt hat, war, daß man . 
einander näher kommt. Daß sich Leute, die 
vorher nicht aktiv waren, einfach einmal ken­
nengelernt haben, daß man in diesem Streik 
auch an den bestehenden Fraktionen gewisse 
Dinge kritisiert hat und daß damit sicherlich 
eine gewisse Politisierung einhergegangen ist. 
Muki Di Rui hat sich nun .seit dem Streik 
sicherlich verändert. Es waren damals auch 
andere Voraussetzungen. Zur Trennung im 
Herbst: Darüber zu reden ist jetzt etwas proble­
matisch, weil da eine Menge persönlicher 

JURIDIKUM 

Angelegenheiten mitgespielt haben, die dann 
eine gewisse Eigendynamik entwickelt haben. 
Der Grund aber, warum die Trennung vom 
KSV dann wirklich durchgezOgen wurde ist 
das Bedürfnis gewesen, eine Eigenständigkeit 
Zu entwickeln und eine unabhängige Selbstfm­
dung zu gewährleisten und ain Juridicum eine 
Gruppierung aufzubauen, die wirklich unab­
hängig ist - auch finanziell. Das schafft natür­
lich Probleme, aber es ist für mich der Versuch, 
sich auf Grund pragmatischer Überlegungen 
bestimmter Probleme anzunehmen. 
Sperlich: Du sagst, ihr wolltet eine unabhängi­
ge Gruppe werden, da muß man aber schon 
fragen, wer das ~ollte. Bei dem Bruch ist ja 
ungefähr die Hälfte der AktivistInnen hinaus­
gegangen, weil Muki Di· Rui die gesamte 
Konzeption geändert hat. Es war also nicht so, 
daß sich alle Unabhängigen in dieser Form 
sammeln wollten. Muki Di Rui war dann eben 
kein Sammelbecken mehr, sondern es ist selbst 
zur Fraktion geworden. Es wardannoffensicht­
lichnichtmehrmöglich, bei zwei Fraktionen zu 
sein, und daß war auch der Grund, warum man 
die KSV -ler "hinausgeschmissen" hat. 
Windhager: Die Frage, an der sich das Ganze 
allfgehängt hat, war natürlich die Kandidatur 
beziehungsweise - damit verbunden - die Frak­
tionsbildung. Es ist klar, daß sich Muki Di Rui 
verändert hat, weil es eben Fraktion werden 
wollte. Und damit war diese Unvereinbarkeit 
verbunden. Was hätte denn Muki Di Rui denn 

Thomas SperlIch: 
"Druck auf die Greinlen. " 

sonst sein sollen? Eine Unter- oder Nebenorga­
nisation des KSV? 
Sperlich: Ich möchte ja zu der Frage kommen: 
Wie versteht man ein Bündnis überhaupt? Und 
es geht ja nicht nur darum zu diskutieren, was 
war, sondern vor allem, wie es weitergehen 
soll, Es hat eben ein Bündnis gegeben, das 
gescheitert ist, und wir sollten herausarbeiten, 
warum das gescheitert ist und was man in 
Zukunft besser machen soll. Es geht darum 
festzustellen, wie die fortschrittlichen Fraktio­
nen Bündnispolitik betreiben wollen. Ob es nur 

. darum geht, daß man sich abgrenzt, in dem man 
seine Unabhängigkeit herausstreicht- was ist 

überhaupt diese Unabhängigkeit? Es hat janicht 
nur das. Bündnis in Muki Di Rui gegeben, 
sondern es hat auch BÜDdnisgespräche zu die~ 
ser kommenden Wahl gegeben, die auch auf 
keinen grünen Zweig geführt haben. Tja, und 
Muki Di Rui ist eben der Prototyp des Schei­
terns, weil man aus irgendeiner Bomiertheit... 
Windhager:InMukiDiRuiistsehrvielgelau­
fen, es hat sich sehr viel auf persönlicher und 
emotionaler Ebene abgespielt, was ich jetzt 
nicht mehr aufrollen möchte. Für mich ist es 
sehr positiv, wenn es mehrere fortschrittliche 
Organisationen gibt. Und Muki Di Rui bekennt 

Marla Wlndhagef: 
"Dle Basis nicht unter sChlitzen. " . 

sich auch zur gewerkschaftlichen Orientierung, 
das heißt: Man arbeitet zu konkreten Themen, 
die am Juridicum oder gesamtpolitischanfal­
len, zusammen. Es.' gibt ja schon' jetzt eine 
gemeinsame Kandidatur für die Studienab­
schnittsvertretungen. Und es gibt dieIdee eines 

. gemeinsamen Frauenprojekts. Warum es im 
Sommer noch nicht zu einer gemeinsamen 
Wahlplattform gekommen ist? Es war einfach 
so, daß Muki Di Rui alS neue Fraktion zuetst 
einmal Erfahrungen sammeln und seine Unab~ 
hängigkeit öffentlich dokumentieren wollte. 
Garfias: Unsere "Scheidung"vonMuki Di Rui 
war ja vielfrüher und das hat damit zu tun, daß 
die Stieikstruktur, aus der Muki Di Rui hervor­
gegangen ist, von uns immer gedacht war als 
Zusammenarbeit aller fortschrittlichen Kräfte. 
Ein Grund für unsere "Scheidung" war, daß in 
Muki Di Rui viele gedacht haben, es wird da 
irgendwie die "große Linke" geben. Das Pro­
blem war, daß wir ideologisch nicht Unabhän­
gig sind, sondern ein Teil der sozialdemokrati­
schenBewegung. Außerdem gab esinMuki Di 
·Rui die Stimmung, auf die größte fortschrittli- . 
che Fraktion (Vsstö) verbal hinzuschlagen. 
Und das konnten wir einfach nicht mittragen, 
weil wir auf diesem Juridicum noch immer 
zwei Mandate haben und eine gewisse Verant­
wortung tragen. Wir waren daher nicht bereit, 
uns hier "aufsaugen" zu lassen. Bei einigen 
Leuten hat hier von Anfang an der Gedanke 
mitgespielt: Wir wollen einmal kandidieren, 
wir haben da alle Linken und vielleicht können 
wir dann etwas reißen. 
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Sperlieb: Als ihr ausgeschieden seid, ist es 
noch gar nicht um eine Kandidatur gega~fgen, .. 
Garfias: Dazugekommen ist eben auch noch, 
daß wir zeitweise ungerechtfertigt kritisiert 
wurden, obwohl wir unsere Infrastruktur· zur . 
VerfügUng gestellt haben. Das konnten wir halt 
nicht mehr mittragen und deswegen sind wir 
ausgeschieden. Ich bin mir nicht sicher, ob 
nicht vielleicht alle fortschrittlichen Kräfte am 
Juridicum eine historische Chance verpaßt 
haben, indem wir uns alle zu einer linken Platt­
form zusammenschließen hätten ·können. 

Von der Form zum. Inhalt? 

An den drei Fraktionen fällt auf, daß die Aus­
einandersetzung hauptsächlich Um Strukturen 
geführt wird. Inhaltliche Differenzen treten 
kaum auf, zum Beispielbesteht Einigkeit über 
die Forderung nach Gleichberechtigung der 
Geschlechter, über Antifaschismus - auch dar­
über, daßUrnweltthemen an Bedeutung gewin­
nen. Es geht aber nicht nur' darum, allgemein 
als fortschrittlich anerkannte Themen an die 
juridischeF akuität zu tragen, es geht ja darum, 
daß man Politik mit Studierenden und für Stu­
dierende maCht. Was sind eigentlich eure inc 
haltliehen Unterschiede? 
Windhager: Wollen wir jetzt ganz konkret 
politische Themen. meinetwegen auch weltpo­
litische Themen diskutieren? Ich glaube das 

f.j[YNI-l.JOLITK 

würde den Rahmen dieser Diskussion spren­
gen. 
Das ist gerade .das ProblemtIn dieser Allge­
meinheit sprengt die Diskussion nicht nur den 
Rahmen dieses Gesprächs, sondern der Politik 
am J uridicum überhaupt. 
Windbager: Ja, also ganz konkret zum Poli­
tikmachen am Juridicum: Das heißt für mich 
vor allem selbst, als Person, aktiv zu sein. Und 
zwar aktiv dahingehend, daß ich mich mit dem, 
was ich hier lerne, auseinandersetze und daß 
man versucht, diese. Auseinandersetzung öf­
fentlich zuführen. Wichtig ist für mich auch ein 
aktionistisches Element, daß man versucht, 
Akionen zu machen, mit dend'man die Leute 
aufrütteln kann. Man sollte auch versuchen, die 
fortschrittlichen Gruppierungen zusammenzu-

. führen. Dabei sollte aber die Identität der ein­
zelnen Gruppen gewahrt bleiben. 

SperUcb: Wichtig ist vor allem die Politik für 
und mit Studierenden. Die JusstudentInnen 
habenden Eindruck, daß sie an ihren Mißerfol­
gen bei Prüfungen selbst schuld sind .. Woran 
liegt es, daß eine Durchfallsquote von 60 Pro­
zent am Juridicum absolut normal ist? Liegt es 
daran, daß die StudentInnen zu dumin oder zu 
faul sind? Oder liegt es daran, daß heute eine 
ganz massive Auslese getroffen wird? Und daß 
daneben die privaten Nachhilfeinstitute wie· 
Schwamtnerln aus dem Boden Schießen, und 
daß d.as ein versteckter Weg zur Privatuni und 
zur ElitenbildUtlg ist? Und wie weit hängt das 

zusammen mit der Allgemeinpolitik, wie ma­
che ich das den StUdierenden bewußt, sodaß ich 
durch den Protest der StudentInnen den Profes­
sorenklar mache: So geht es nicht mehr! Daß 
Studentinnen, die sich· dieSe Nachhilfekurse 
nicht leisten können, .die Prüfung nicht schaf­
fen - oder nur mit viel höherem Aufwand. Es ist 
ein Skandal,daß die Stipendienbezieher für 
dieses Jahr noch keine Bescheide bekommen 
haben und daß daS. eine riesige Unsicherheit 
darstellt - vielleicht bekomme ich einen ableh­
nenden Bescheid und dann habe ich eben Pech 
gehabt. Nur weiß ich eben erst mit fünfmonati­
ger Verzögerung, ob ich überhaUpt weiterstu­
dieren kann. Man kann die Uni-Politik nicht 
von der Gesamtpolitik trennen. Man muß nicht 
nur eine bornierte· Studentenpolitik betreiben, 
sondern es wird ja allgemein die Sozialpolitik 
verschärft. Andererseits muß man ganz konkret 
an der Universität die Anliegen der Studieren- . 
den vertreten. Und da müssen wir, KSV, Muki 
Di Rui und vsstö, ~ eben endlich zusam­
menraufen - es wäre schön, wenn wir uns end­
lich einmal raufen WÜrden, wenn die Diskus­
sion laufen würde, inhaltlich und taktisch. 

Garfias: Es gibt zwei Problemkreise~ Einer~ 
seits die Struktur des Studiums, wie ist das 
Studium formal strukturim; was sind die Vor.~ 
aussetzungen. zu snidieren? Das andere sind 
dann die inhaltlichen probleme. Da hat der 
vsstö bestimmte inhaltliche Konzepte. Was 
heißt das konkret? Einersei,ts geht es um eine 
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inhaltlicheNeuorientierung, besonders in Rich­
tung eines interdisziplinären Studiums. Ande- . 
rerseits um die formale Struktur, wie diese 
Inhalte dann gelernt werden, in welchem Rah­
men. Sturer Frontalunterricht oder projekto~ 
rientiertes, verstärkt wissenschaftliches Ler­
nen. Eine' andere konkrete Forderung ist, daß 
man bei den Diplomarbeiten endlich statt der 
Klausur wahlweise eine Hausarbeit schreiben 
kann. Die Frage ist jetzt: Wie macht man das am 
Juridicum, wie kann man diese Inhalte trans~ 
portieren? Wir stehen zur OH, zum Bestehen 
der OH. Wir glauben auch, daß diese Gremien 
transparenter werden müssen. Dazu muß aber 

" auch das UOO novelliert werden - es gibt in 
manchen dieser Gremien immer noch eine 
Versch~iegenheitspflich~ Wir sind uns alle 
einig, daß man die Leute mehr für ihre Proble­
matik sensibilisieren muß. Ich sehe dieselbe 
Gefahr wie der Thomas, daß man einen ver­
steckten, sozialen numerus clausus einführen 
,will. Die hohen Durchfallsquoten könnei1nicht. 
nur an der "Dummheit" der StudentInnen lie­
gen, das muß wohl auch an den Lehrenden 
liegen. Auch die Abgrenzung zur "Aktionsge­
meinschaft" ist wichtig: Wirverstehen uns nicht 
als ein Servicebetrieb, wir verstehen die Fach~ 
schaft nicht als eine studentische Behörde, wo 
du hinkommst und das Gefühl hast, du bist in 
einem "Minidekanat" . Ich glaube aber auch, 
daß man kurzfristig etwas erreichen muß in den 

, Gremien, in die man gewählt wurde. Es ist, 
nebenbei gesagt, auch bezeichnend für die 
Unf8hi.gkeit der AG, daß man in manche Gre­
mien VSStO.ler hineingesetzt hat, weil wir 
dort immer kritische Worte gefunden haben, 
wo sich die AG geziert hat 
Windhager: Ich möchte dich jetzt wieder an 
die gewerkschaftliche Orientierung erinnern. 
Darunter stelle ich mir einen punktuellen Zu­
sammenschluß der Gruppierungen vor. Es geht 
darum" die Gremien zur Informationsbeschaf -
fung Zu nützen, dann a.ber gemeinsam mit der 
Basis Druck zu machen, die Basis soweit wie 
möglich einzubinden. 
SperUch: Diego, du sprichst von einer Ände­
rung des UOO, die wird aber über die UOO­
Gremien' nicht möglich' sein, sondern dazu 
braucht es dann eine gewerkschaftliche Orien­
tierung indem Sinn, daß die Basis einbezogen 
wird, die Gremien dienen da nur mehr zur 
Information .. 
Garflas: Wir stehen ja alle zur OH als Körper­
schaft öffentlichen Rechts. Das schließt aber 
nicht aus, daß inan die Basis in irgendeiner 
Weise einbindet. Doch es wäre verfehlt zu 
glauben, daß man mit der Basis alles erreichen 
kann. Schaut' s, ihr seids neu, auch der KSV hat 
keine Repräsentanz am Juridicum, hat also kein 
Instrument, um seine Inhalte zubringen, außer 
der Basis - wir haben es. Das schließt nicht aus, 
daß man die Informationen auch weitergibt an 
die Basis. 
Windhager: Das ist aber schon eine starke 

Fortsetzung auf Seite 19 
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"Familienpolitik" an der Uni 

Studierende Mütter: 
Kinder· Küch.e • Hörsaal? 

Martina Thomasberger 

Ob die finanzielle Unterstützung 
für werdende Mütter genug ist 

als "Familienpolitik" an der Uni, 
ist zumindest fraglich - der 

Verdacht drängt sich auf, daß 
mit dem Unterstützungsfond für 

. studierende Mütter eher die 
Kinder als die Studentinnen 

gefördert werden sollen. Darüber 
hinausgehende Ideen scheint es 

in der ÖH derzeit nicht zu geben. 

In Wahlkampf zeiten rücken auch sonst uninte­
ressante Gruppen plötzlich ins Blickfeld derer, 
die auf Stimmenfang sind. Die Aktionsgemein­
schaft steckt sich auf ihren Plakaten das Federl 
an den Hut, den ünterstützungsfond für studie­
rende Mütter "erreicht" zu haben. Werbung für 
diese Errungenschaft macht ein Säugling, der 
so entzückend läshelt, daß frau sich fragt, woran 
es liegen kann, daß nicht schon mehr Kollegin­
nen die Fretidender Mutterschaft mit der Erlan­
gung akademischer Würden zu verbinden ver­
suchen. Wie aber sieht die Realität aus? 

Studierende Mütter· gib!'s die? 

Nach Auskunft des Frauemeferates am Haupt­
ausschuß der ÖH der Uni Wien gibt es über die 
Lage von Studentinnen mit Kind kaum zuver­
lässige Daten. Nicht einmal die gei1aueZa.hl der 
studierenden Mütter ist bekannt; es gibt eine 
Hochrechnung, die die Zahl der Geburten bei 
Studentinnen pro Jahr ungefähr bei 1500 an­
setzt. Wieviele dieser Frauen ihr Studium fort­
setzen, wie sieJeben, wie ihre finanzielle Lage 
beschaffen i8t- das weiß niemand genau. Voll­
ends unbekannt sind die Motivlagen der Be­
troffenen. So viel Unkenntnis scheint au~h ein 
Zeichen für fehlendes Interesse zu sein - Stu­
dierende mit Kind sind eben nicht mehr so 
richtige Studentinnen, aber auch noch nicht 
wirklich etwas anderes. Sie haben keine Pres­
sure-Group und aus Zeibnangel (wer würde 
inzwischen auf die Kinder aufpassen?) auch . 
keine Gelegenheit, eine solche zu 
bilden.Immerhin gibt es seitdem letzten Seme­
ster einen Topf, aus dem an "studierende (wer- ' 
dende) Mütter" ein wenig Geld fließt. Dieser 
Unterstützungsfonds wird von drei Stellen ge" , 

speist: die Bundesministerien für Wissenschaft 
und Forschung und für Umweltschutz, Jugend 
und Familie sowie die österreichische Hoch­
schülerschaft tragen dazu bei. 

Genug Unterstützung? 

Jede dieser Stellen ist mit der Bearbeitung der 
Anträge befaßt, die bei den Sozialreferaten der 
OH gestelltund von ihnen weitergeleitet wer­
den. Je nachdem, wo der Antrag landet und wie 
er die "fmanzielle Notlage" und die "Mittel" zu 
ihrer, "Lösung',' darstellt, sind die Chancen, 
Geld zu bekommen, unterschiedlich groß. 
Während bei der StipendiensteIle des Wissen­
schaftsministeriums eher Kriterien des Studien­
fortschritts oder -erfolges angelegtwerden, geht 
es im Familienressort spezifisch um die Förde­
rung der Mütter und ihrer Kinder, also um 
soziale Gesichtspunkte. Die ÖH versucht, mit 
ihren Mitteln "die übrigen" aufzufangen. 
Die Bearbeitung der Anträge kann sehr lange 

dauern, wenn sie positiv erledigt werden, kann 
sich die Wartezeit aber gelohnt haben; die 
Beträge, die ausgezahlt werden, sind nicht 
unansehnlich. 
Leben können Frau und Kind davon allerdings 
nicht. Wenn ein verdienender Vater oder zah­
lungsfähige (Gro~ )Elternnichtvornandensind, 
und wenn auch das Stipendium wackelt, dann 
bleibt oft nur noch die Sozialhilfe, oder die 
"Karenzgeldersatzzahlung" für bedürftige 
Mütter ohne Anspruch auf Karenzgeld. Sie 
wird, allerdings nur für ein Jahr, z.B. in Wien, 
gewährt (laut OH-Broschüre "Studieren mit 
Kind"). Danach sind Frau und Kind auf die 
"normale" Sozialhilfe angewiesen. 
Prinzipiell scheint es recht erfreulich zu sein, 
daß studierende Mütter immerhin fmanziell 
nicht völlig allein gelassen werden. Anderer­
seits geschieht fast nichts, um ihnen die speziell 
mit dem Fortführendes Studiums verbundenen 
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Probleme zu erleichtern. Was soll frau mit dem 
Kind machen, wenn sie in die Bibliothek will, 
wenn sie auf Seminar oder Exkursion fahren 
muß, wenn sie am Abend Lehrveranstal~gen 
besuchen will? Streng nach dem Grundsatz, 
daß KiIiderhaben und Kinderversorgen Privat­
sache, vor allem jedoch Frauensache, ist,. gibt 
es kaum Einrichtungen, die sich speziell darum 
künunern würden, was mit StudentIMenkin­
dem passiert, wenn ihre Eltem studieren. Wollen 
sie das tun, Wollen sie vielleicht noch ein biß­
chen Privaüebennebenher haben, dannmüssen 
sie anfangen, sich die Infrastruktur der Kinder­
versorgung selber zu organisieren. Das Leben 
als Mutter und Studentin (und bierrede ich aus 
langer Erfahrung) ist vorallem ein Organisa­
tionsproblem. Traditionellerweise wird das 
meist mit Hilfe der Großeltept gelöst Für stu­
dentische Jungfamilien, die auf diese Bequem­
lichkeit nicht zurückgreifen können, gibt es 
Kindergärten undKrabbelstuben,die abermeist 
für sozial schwache StudentInnen fast zu teuer 
sind. In Wien etwa stehen derzeit 45 Plätze im 
ÖH~Kindergartenzur Verfügung, der aber mehr 
"klassischer" Kindergarten ist, als auf studenti­
sche Bedürfnisse zugeschnitten. Seine Öff­
nungszeiten liegen ganz im Rahmendes Herge- . 
brachten: von acht bis siebzehn Uhr. An eine 
Erweiterung denkt man in der ÖH-Exekutive 
aus KostengrUnden schon lange nicht mehr. 

Die ÖH hat bisher wenig konkrete Ideen zum 
Problemkreis "Studieren mit Kind(ern)" ent­
wickelt, was daran liegen mag, daß den Zustän­
digen mangels Betroffenheit nichts dazu ein­
fallt. Im Jahre 1987gab das Sozialreferat des 
ZA eine Broschüre gleichen Titels heraus. Darin 
gibt es voralIern eine Adressensammlung, die 
aehörden und Ämter auflistet, bei denen die 
junge Mutter (denn an diese ist die Broschüre 
wohl vorrangig gerrichtet) zu Babywäschepa­
keten und finanzieller Unterstützung kommen 
kann und wo frau sich hinwenden soll, wenn sie 
irgendetwas braucht. Soweit, so gut: Gebe es da 
nicht auch noch, den Informationen vorange­
stellt, sogenannte "Gedanken und Tips" dazu, 
wie das Lernen mit Kindern zu meistem sein 
soll. Die jungen (glücklichen?) MUtter sollen 
sich nicht zuviel vornehmen - studienmäßig, 
versteht sich - denn abgesehen davon, daß auch 
die bravsten Kinder Phasen durchmachen, in 
denen sie unausstehlich sein sollen - langsam . 
kommt frau auch zum Ziel. Ansonsten heißt es 
auch noch "bleibt nur eines: Lerne inder Nacht, 
wenn das Kind schläft" - und wenn die Biblio­
theken zu sind. Wenn das Kind krank ist, sollte 
sic~ die Mutter auch von wichtigen Veranstal­
tungen oder gar Prüfungen nicht davon abhal­
ten lassen, bei ihrem Kind zu bleiben - sie kann 
ja notfalls noch ein biSchen langsamer studie­
ren. In dieser Qualität geht es weiter. Aus 
alledem wird deutlich, daß - wenigstens bei den 
VerfasserInnen dieser Broschüre - die Mei­
nung vorherrscht, das Kind habe jedenfalls 
Vorrang vor dem Studium. Babies haben eben 

eineLobby-Mü1ternicht • 
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Verfassungsnovelle: 

Die größte Änderung 
seit dem Jahr 1929 

Markus Hager 

Im Jahr 1985 haben die Länder einen Forde­
rungskatalog an den. Bund gerichtet, der eine 
Stärkung der bundesstaatlichen Strukturen 
bewirken sollte. Dieser Forderungskatalog 
wurde in wichtigen Teilbereichen verwirklicht. 
Wieder eingeführt wurde die Landesbürger­
schaft, da diese ein typisches Merkmal des 
Bundesstaates darstelle. Gemäß Art 6 Abs 2 
gelten nun alle jene Staatsbürger, die in einem 
Bundesland ihren ordentlichen Wohnsitz ha­
ben, als dessen Landesbürger. Abs 1 dieser 
Bestimmung stellt jedoch klar, daß für· die 
Republik eine einheitliche Staatsbürgerschaft 
besteht. . Für die Ausübung politischer Reche 
stellt die Landesbürgerschaft ein zulässiges 
DifferenzierungskriteriUm dar, darüber hinaus­
gehende Differenzierungen zwischen Staats-

. und Landesbürgern scheitern am Gleichheits­
grundsatz. 

Kompetenzverteilung 

Durch Art 16 Abs 1 wird den Ländern eine 
Kompetenz zum Abschluß von Staatsverträgen 
mitNachbarstaaten in den Angelegnheiten ihres 
selbständigen Wirkungsbereiches mit Zustim­
mung der Bundesregierung eingeräuffit. Die 
Länder können also - soweit ihre Gesetzge~ 
bungskompetenzreicht-Angelegenheiten durch 
einen gesetzesergänzenden oder gesetztesän­
dernden Staatsvertrag regeln. Durch die Neu­
fassung des Art 50 Abs 1 bedarf lier Abschluß 
eines Staatsvertrages durch den Bund, soweit 
Durchfühnmgsmaßnahrnen der Länder erfor­
derlich sind oder der Wirkungsbereich der 
Länder in anderer Weise berührt wird, der 
Zustimmung des Bundesrates. 
Im Gegenzug wurde dem Bund durch eine 
Ergänzung des Art 10 Abs 1 Ziffer 12 die 
Kompetenz für Luftreinhaltung (ausgenommen . 
Heizungsanlagen) und für Abfallwirtschaft 
hinsichtlich gefährlicher Abfälle eingeräumt. 
Weiters eine Bedarfskompetenz bezüglich· 
anderer Abfälle. 

Volksbegehren, Volksbefragung 

Zukünftig ist für die Einbringung eines Volks­
begehrens neben der notwendigen Anzahl von 
Unterschriften, lediglich Voraussetzung, daß 
das Volksbegehren eine durch Bundesgesetz 
zu regelnde Angelegenheit betrifft. Das Volks­
begehren muß nicht mehr als Gesetzesentwurf 

vorgelegt werden. Keine BerUcksichtigung fand 
ein Antrag der Grünen, wonach ein Volksbe­
gehren, das imNationalratkeine Mehrheit fand, 
im Wege. einer Volksabstimmung als Gesetz 
beschlossen werden kann. 
Neu eingeffihrt wurde der Art 49b, der die 
Durchführung einer Volksbefragung in Ange­
legenheiten von grundsätzlicher, gesamtöster-

. reichischer Bedeutung, zu deren Regelung der 
Bundesgesetzgeber zuständig ist, normiert, 
sofern sie der Nationalrat beschließt. 

Unabhängige Verwaltungssenate 

Durch die neugeschaffenen Verwaltungssena­
te wollte der BundesverfassungsgeSe~geber 
''Tribunale'', die dem Standard des Art 6 EMRK 
entsprechen, installieren. Ob dies gelingt, hängt 
von den Verfahremvorschriften, die durch 
Bundesgesetz erfolgen. beziehungsweise der 
Organisation dieser Behörden, die durch Lan­
desgesetz erfolgt, ab. 
Der Standard der Menschenrechte entwickelt 
sich weiter. Dies wird deutlich durch das zu 
erwartende Inkrafttreten des 7. Zusatzproto­
kolls zur EMRK: "Wer von einem Gericht 
wegen einer strafbareri Handlung verurteilt. 
worden ist, hat das Recht, das Urteil von einem 
übergeordneten Gericht überprüfen zu lassen." 
Dies würde eine zweite, unabhängige Instanz 
erfordern. Zweifelhaft ist, ob diesem Erforder­
nis die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts· 
entsprechen. Eine kassatorische Entscheidung 
würde hier ausreichen, jedoch ist die Qberprü- . 
fung beschränkt und kann in manchen Fällen 
abgelehnt werden. . 
Durch eine verfassungsgesetzliche Ermächti­
gung wurde eine Kompetenzausweitung fürdie· 
unabhängigen Verwaltungsseriate geschaffen. 

. Nämlich dadurch, daß der jeweils für die Rege­
lung einer Verwaltungsmaterie zuständige 
Bundes- oder Landesgesetzgeber Entschei­
dungskompetenz an diese Senate übertragen 
kann. Damit ist es möglich, die Zuständigkeit 
der Senate in jenen Fällen zu begründen, in 
denen es um die Entscheidung über"civil rights 
and obligations" im . Verwaltungswege geht. 
Auch für Säumnisbeschwerden sind die unab­
hängigen Verwaltungssenate zuständig. Wird 
diese Behörde säumig, kann Säumnisbeschwer­
de an den VwGH erhoben werden. 

Die Bestimmung über die Maßnahmenbe­
schwerde wurde aufgehoben. Für Beschwer­
den über Akte unmittelbarer Befehls- und 
Zwangsgewalt sind ebenfalls die unabhängi-
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gen VerwaItungssenate· zuständig. Die von 
dieser Behörde ergangenen Bescheide kömen 
beim VfGH (VwGH) angefochten werden. 
Grundsätzlich unterliegen Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden einschließlich derunab­
hängigen VerwaItungssenate der Überprüfung 
durch den VwGH (VfGH). Der VwGH kam 
durch Beschluß die Behandlung einer Be-

· schwerde gegen einen Bescheid eines unab­
hängigen Verwaltungssenates ablehnen. Dies 
dam, wenn eine "geringe" Geldstrafe verhängt 
wurde und die Entscheidung nicht von der 
Lösung einer Rechtsfrage abhängt, dw grund" 
sätzliche Bedeutung zukommt Diese Bestim­
mung ist an Art 144 Abs 2.angelehnt. Der 
Verfassungsll.Usschuß war der Auffassung, daß 
eine solche Regelung gerechtfertigt sei, weil 
sich die Beschwerde gegen die Entscheidung 
eines unabhängigen Verwaltungssenates rich- . 
tet, der infolge seiner Organisation gericht-

· sähnlichen Charakter hat, und von· dieser Be­
hördealle wesentlichen Rechtsfragen geklärt 
werden können. Diese Begrundung ist dürftig. 
Es kommt doch bei einer Überprüfung durch 
den VwGHnichtdaraufan.obdieUnterinstanz 
in der Lage war, alle wesentlichen Re<.:htsfra­
gen zu klären, sondern vielmehr darauf, ob die 
Rechtsfrage innethalbder Verfahrensvorsehrif­
ten und durch korrekte Subsumtion des Sach-

. verhaltes unter die anzuwendenden Bestim­
mungen der Rechtsordnung gelöst wurden. 
Im Verwaltungsgerichtshofsgesetz wird eine 
Regelung zu treffen sein, wam von einer 
"geringen Geldstrafe" gesprochen werden kann. 
Gemäß § 16 Abs 1 V stGist neben einer Geld­
strafe auch eine Ersatzfreiheitsstrafe festzuset­
zen. Bei Uneinbringlichkeit einer Geldstrafe, 
sei sie noch so gering, ist eine Freihei~strafe 
unvermeidbare Folge. Kam der VwGH auch in 

~ diesem Fall die Beschwerde ablehnen? Die 
Bestimmung ist auch insofern problematisch, 
als die Behörde durch eine Strafbemessung 
knapp unter der Oeringfügigkeitsgrenze eine . 
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Über österreich ische "Gastfreundschaft" 

Flughafen Wien: 
Ein Internierungslager? 

Thomas Sperlich 

Menschen werden gegen ihren 
Willen im Transitraum des Flug.;. 

hafens Wien-Schwechat festge­
halten. Flüchtlinge ohneordent­
liches Asylverjahrenin ihre Her­

kunftsländer abgeschoben. 
Bundesdeutsehe Zustände? 

rat Bärenkopf im Innenministerium komte er 
amnächstenTag'~gnadenhalber"(nachHinter­

legung einer Kaution yon2500 ÖS) einreisen. 
Wer die Kosten für das unfreiwillige Hin-und­
Her-Pendeln zwischen Wien und Istanbul tra­
gen soll, ist noch unklar. 

Asyl und Gastfreundschaft? 

Seit der Einführung des Visazwanges für türki-

. überprüfung durch den VwGH vereiteln kann. Die Beamten der Grenzkontrolle (GreKo) des 
Flughafens Wien-$chwechat gehen bei der 

Volksanwaltschaft Einreise türki,scher Staatsangehöriger von Tag 

. sche Staatsangehörige durch die BRD und die 
Schweiz, steht, .laut Innenministerium, jeder 
türkische Staatsangehörige unter dem Verdacht 
nur nach Österreich zu kommen, um sich von 
Schlepperorganisationen in die BRD oder die 
Schweiz einschleusen zulassen. Ob Tourist, ob 
Asylsuchender-inan kam türkischen Staats­
angehörigen nur empfehlen auf einer Reise 
nach Österreich die Biwakausrüslmlg nicht Zu 

DerVolksmWWYiooaftwirdeineMitwirlrungs-
1>efugnis ooi dwBd~lIuna von an den N atio­
nalrat geriohtet. P,dUOOen eingeräumt Die 
VolksanwlUt/IQ}IIU\ ist luch berechtigt, iri An­
gelegenheiten ,tfi lelbliWfiWlUtung und der 
Verwaltung w!!!lllq!lt'reie Behörden 
Empfehlooglm lU fiteilliln, 
ZumselbenZcd~,,&nll, L 1991. wlWlder 
Großteil derB· VO N()1;I"llIiI111 I(rd tritt., kommt 
auch ein neffeJ über 
den Schutz dw ", .. likIl_ 
Anwendung. 
Verhängung von (JJ'Jll$' )Jtehltbttlrmduroh 
V erwaltungsbehftnlm ,~iim''>\t1l11kl mOluJ<,)n~ 
keit eines ReclItJnll!tf>11I •• 
Behörde gegebtm 
Es garantiert, 
Freiheit entz,o'ell 

· immaterieller Scitll'~f\ • 
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zu Tag willldlrlicher vor. So werden Türken 
mittlerweile OOtz ausdrücklicher Einreisebe­
willigung sofort nach ihrer Ankunffwieder ins 
Flugzeug gesteckt und zurück nach Istanbul 
geschickt. Trotz der auf zwei Wochen befriste­
ten Außtebung des - per Bescheid - über Mech­
met Karalcoc verhängten Aufenthaltsverbotes, 
wurde ihm am 25.4.1989 widerrechtlich die 
Einreise verweigert Obwohl seine in Öster­
reich lebenden Verwandten Stunden vor seiner 
Ankunft den Bescheid der Bezrrkshauptmam­
schaft Schwarz der GreKo vorlegten. obwohl 
Mechmet Karakoc den Beamten bei der Paß­
kontrolle darauf aufmerksam machte, daß die~ 
ser 'Bescheid den Behörden vorgelegt wurde, 
und obwohl der Flughafensozialdienst mit die­
lIem bei der GreKo intervenierte, wurde er 
widerrechtlich an der Einreise gehindert und 
lI()f()t't abgeschoben. Erst nach einer Beschwer­
dt) de!l Flughafensozialdienstes beiMinisterial-

. verges~n. Denn mit mindestens einer ljacht 
imTranistraumistzu rechen, außermanhatdils 

. zweifelhafte Glück, nicht gleich nach der 
Ankunftzutückgeschickt zu werden. 
Diese Zuspitzung der Situation begilml arn 
Osterwochenende. Laut Behörden will sich ein 
Türke mit· ausreichenden Geldmittelnnur in die 
Schweiz oder die BRD Über die grüne Grenze 
einschleichen; ein Türke ohne oder mit nur 
geringen .Mitteln· kommt, um in Österreich 
schwarz zu arbeiten. ''Türken'', die "vorgeben" 
Kurdenzusein, wegenderZwangsassimialtion 
die kurdische Sprache nicht mehr beherrschen, 
sind natürlich Wirtschaftsflüchtlinge. In die­
sem Fall besitzen die Behörden die Frechheit. 
den Grund für den Flüchtling· sein· Land zu 
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verlassen, nämlich die brutale Assimilation der 
Kurden (der Gebrauch der kurdischen Sprache 
in der Öffentlichkeit ist in der Türkei strafbar, 
Zeitungen, Bücher, oder gar Schulunterricht 
gibt es in der kurdischen Sprache nicht - kein 
Wunder, daß viele 20- bis 25-jährige ihre Spra­
che nicht mehr beherrschen) für die Ablehnung 
des Asylantrag heranzuziehen. Wahrscheinlich· 
wird es bald soweit sein, daß Asylsuchende, um 
ihre Verfolgung nachzuweisen, gleich ihre To­
desurkundenach Österreich mitbringen müs­
sen. Seit Ostern werden Reisende aUS der Türe 
kei oft tagelang Unter menschenunwürdigen 
Bedingungen im Transitraum d~ Flughafens 
Schwechat' eingesperrt, ohne mit ihren,am 
Flughafen wartenden Angehörigen, ohne mit 
einem Rechtsanwalt oder einem Mitarbeiter 
des Flughafensozialdienstes Kontakt aufneh­
men zu können. 
So wurde eine, von 53 im Transitraum festge­
haltenen Kurden unterzeichnete, Vollmacht für 
RechtSanwalt Pochieser von der GreKo unter 
den Tisch fallen gelassen und erst nach mehre­
ren Anrufen im innenministerium herausgege­
ben, was ihm aber dennoch den Zugang zu 
seinen Mandanten im Transitraum .nicht er­
möglichte. Im Gegensatz dazU hatten Angehö­
rige der türkischen Botschaft freien Zutritt zum 
Transitraum."Es ist ein Hohn, daß ASylwerber 
mit Vertetern jenes Landes konfrontiert wer­
den, aus dem sie flüchten wollen", so Rechtsan­
walt Pochieser, der weiter berichtete, daß die 
Botschaftsangehörigendas Weite suchten, als 
die Kurden" Wir wollen ein freies Kurdistan " 
zu skandieren beganh~n. 
Ein Beamter der GreKo. Herr Denk, ~rk1ärte 
gegenüber einem Mitglied des Flughafenso­
zialdienstes, daß er keinen herauslassen werde; 
daß ~r Botschafter(!!) schon alle Fälle über­
prüft habe, und daß das Innenministerium in­
formiert sei und am nächsten Tag alle abge­
schoben werden .würden. Eine Rückfrage im 
Ministerium ergibt, daß die Unwahrheit gesagt 
wurde und daß der türkische Botschafter nafür­
lieh keinen Einfluß auf die Entscheidung der 
Behörden hat. Woher will der Iournalbeamte 
die Entscheidungsgründe besser kennen, als 
die entscheidenden Beamten am Flughafen. 
Innenminister Löschnakrechtfertigtdierestrik­
tive Haltung seiner Beamten mit d,en Maßnah­
men gegen Türken seitens der BRD und der 
Schweiz, will aber keinen Visazwang für Tür­

. keneinführen. Dafür werden am Flughafen 
Istanbulvor· Flügen nach Wien Flugblätter 
verteilt, mit dem Inhalt, daß Türken ohne Sicht­
vermerk für die BRD die Einreise nach Öster­
reichverweigert werden wird. 
Die momentane Situation an Österreichs Gren­
zen zeigt wie weit Österreich sich bereits der 
TREVI (terrorisme, radicalisme, extremisme . 
et violance internationale) - Gruppe unterwor­
fen hat. So wird an der österreichisch-ungari­
sehen Grenze die "Erstasyllandregelung" ge­
handhabt. Danach werden rumänische Flücht­
linge an der Grenze zurückgewiesen, da Un­
garn für sei als Erstasylland gilt. • 
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RUNDFUNKFRElliEIT 

Vom ORF-Monopol 
, ' 

zum· Kommerz-Monopol 
Thomas Sperlich 

, Die Realitlit wird schon bald die 
iJste"eichische Rechtslage iiberholt 

. haben. Voraussichtlich wird im Juni 
auch die letzte Bastion des Rundfunk- . 
monopols/allen. Vertraulichen Infor-

mationen zU/olge wird ab diesem 
Zeitpunkt ein privater Kommerzsender 
von Ungarn aus seine Programme bis 
in die Bundeshauptstadtausstrahlen. 

Die österreichische Medienlandschaft ist in 
Bewegung. In 4en,letzten Jahren hat sich aus­
ländisches Kapital massiv in die Printmedien 
eingekauft. 
Kurier und Krone wurden durch die W AZ­
Beteiligung sozusagen fusioniert. Neben dem 
gemeinsamen TV -Programm und ~ gemein­
samen Vertriebsgesellschaft tritt der deutsche 
Einfluß auf die Redaktion des K.u.K. Medien­
verbundesimmer klarer zutage. Bei Themen 
wie Asylpolitik, Terrorismus, Polizei, Gastar~ 
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beiter, Abtreibung und vielen anderen scheint 
die redaktionelle Unabhängigkeit durch direk­
ten und indirekten Einfluß nicht mehr gegeben 
zu sein. 
Die Gründung der neuen Tageszeitqng "Der 
Standard" wurde überhaupt erst durch Sprin­
gerkapitalmöglich. Der britische Großvedeger 
Maxwell streckt seine Fühler in Richtung 
sozialdemokratisches Kleinformat aus. Doch 
kann dies kaum mehr die Qualität des österrei­
chischen Journillismus schmälern, er gehört 
schon lange zum niveaulosesten der Welt. Von. 
dem Aderlaß durch . die Berufsverbote im 
November 1939 hat er sich nie erholt. 

RadioPrint 

Aber wir glücklichen Österreicher haben ja 
noch unseren per Gesetz zur "Objektivität" 
verpflichteten ORF, wobei die Betonung auf 
"noch" liegt. ' 
Teddy Podgorsky 'schaufelt nämlich gerade 
fleißig am GrabdeFöffentlichrechtlichenRund~ 

funkanstalt. Der GI plant gemeinsam mit dem 
Verband Österreichischer ZeituIigsherausge­
ber (VÖZ) eine vierte Radiostation aus der 
Taufe zu heben. 
Dieses geplante Projekt leidet aber unter ein 
paar empfindlichen Schönheitsfehlern. Die 
technische Einrichtungen für "Radio Print", so 
der Name, werden den Zeitungsvedegem vom 
ORF zur Verfügung gestellt, obwohl sie mit 
dem Geld der Gebührenzahler finanziert wur­
den. Die Zeitungsverleger "verpflichten" sich 
dafür ihrerseits bis 1995 keine eigenen TV­
Programme auf die Beine' zu stellen. "Radio 
Print" dann noch als Vergrößerung der Me­
dienvielfalt ~u verkaufen, scheint nur in Öster­
reich möglich zu sein. Trotz einiger Schwierig­
keiten bezüglich der Aufteilung des Werbeku­
chens. wirken beide Parteien sehr zuversicht­
lich. So meinte Herbert Binder, der Präsident 
der VÖZ nach einer Verhandlungsrunde mit 
dem ORF vergangenen Herbst: "Organisato­
risch ist alles klar, nur finanziell ndch nicht." 
Und A. Mock meinte, daß nun die Tür zur 
Vielfalt aufgemacht sei. 
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Daß die Politiker im ORF-Kuratorium ZIlStim­

men, spricht für sich. Die ÖVP scheint sich den 
finanzkräftigen Zeitungsverlegern verpflichtet 
zu fühlen und die SPÖ. scheint wiedereinmal 
eine DiSkussion verschlafen zu haben. Wie. 
wenig die Zusage der Zeitungsverleger, keine 
TV -Anstalten bis 1995 auf die Beine zu stellen, 
wert ist, zeigt die Tatsache, daß sich der "Ku­
rier" bereitS an SATl und die "Krone" an RTL 
beteiligt haben. 

Kommerz auf Megahertz 

Heute existiert das ORF-Monopol nur mehr im 
Osten Österreichs. Den Westen verstrahlen 
schon seit Jahren Kommerzsender von Italien 
und Bayern aus. So sendetseit Ende der siebzi~ 
ger Jahre "RadioValeanale" regelmäßig nach 
Kärnten und Osttirol. Unterstützt wird dieser 
Sender von der sozialdemokratischen "Kärnt- . 
ner Tageszeitung". 
Seit 1984 strahlt die Gesellschaft"Radio-Tele 
UNO"emRadioprogrammaus,plantaberschon 
ein TV-Programm. Die Sendeanlage steht im 
Dreiländereck auf italienischem Gebiet, wird 
aber von der Kärntner ElektrizitätsAGmitStrom 
versorgt. Unterstützt wird Radio-Tele UNO 
durch Spenden de:{ FPÖ. 
Von Südtirol aus senden eine Reihe weiterer 
Privatradios nach Österreich. "Radio Südti­
rol", "Radio Brenner" und "Radio Transalpin" 
sind nur einige Beispiele. 
"Radio Transalpin" betreibt amWilden Freiger 
einen der stärksten Kurzwellensender Europas, 
mit dem es noch Teile Salzburgs und den süd­
deutschen Raum' erreicht. Einer der beiden 
Geschäftsführer der Betreibergesellschaft, der 
Wiener Holding MBB (Medien-Betriebs-Be­
teiligungsgesellschaft), ist der frühere Presse­
sprecrherdes (Ex-)ÖVP-Obmannes AloisMock 
Herbert Vytiska. Der andere' Geschäftsführer 

. ist H. Pecina, Direktor der Österreichischen 
Girozentrale. Auch hier sticht die politische 
Ausrichtung ins Auge. . 

Monopol,wie lange noch? 

Herbert Vytiska ist auch jener, der demORF­
Monopol endgültig den Gnadenstoß versetzen 
wird. Voraussichtlich ab Juni dieses Jahres 
wird ein Radio seiner Gesellschaft von Ungarn 
a~den Osten Österreichs "beglücken". Wird 
es Wien erreichen, was anzunehmen ist, dann 
ist es mit dem Monopol vorbei. Ob es formal 
bestehen bleibt ist für die fmanzkräftigen 
Medlenhaie Österreichs keine Frage mehr. Sie 
und ihre Hintermllmier haben sich bereits ihren 
politischen Einfluß und ihren Anteil am Wer­
bekuchen gesichert Sie kömen mittlerweile 
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auch mit dem Monopol leben. 

"Freie Radios" 

Die Gründung freier, assoziativer, nichtkom­
merzieller Lokalradios wird jedoch durch die 
Beibehaltung des Monopols unmöglich ge­
macht. Trotz starlcer Bedenken anerkannter 
Verfassungs juristen, .wie Zum Beispiel dem 
Wiener Ludwig Adamovich oder dem Linzer 
Bruno Binder, wurde das ORF-Monopol von 
der Regierung stets damit verteidigt, daß es im 

· kleinen Österreich nicht genug freie Frequen­
zen gäbe und daß·man italienische Zustände 
vermeiden. wolle. Ein weiteres Argument ist, 
daß Rundfunk eine viel zu kapitalintensive 
Angelegenheit sei. Spätestens mit der Inbe- . 
triebnahme der Radiostation in Ungarn ist das 
erste Argument entkräftet. Das zweite war nie 
mehr als ein billiger Vorwand. Daß das Me-

· diurri Radio a1Jes andere als extrem kapitalin­
tensiv ist, beweist die Tatsache, daß es in vielen 
europäischen Ländern nichtkommerzielle 
Radios gibt. 

Artikel 10 MRK 

"Jedermann hat Anspruch auf freie Meinungs­
äußerung. Dieses Recht schließt.die Freiheit 
zum Empfang und zur Mitteilung von NaCh­
richten ohne Eingriff öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen «in." 
Trotz.dieser eindeutigen Bestimmung wird in 
Österreich auf der Beibehaltung des Monopols 
beharrt. Auch im Schlußdokument des Wiener 
KSZE-Folgetreffens heißt es: "Die Teilneh­
merstaaten werden gewährleisten, daß Einzel- . 
personen ihre Informationsquellen frei wählen 
kömen ... und sicherstellen, daß Rundfunksen-
dungen ... direkt und normal empfangen werde; 
sowie Einzelpersonen, Institutionen und Orga­
nisationen ... gestatten, alle Arten von Informa­
tionsmaterial zu erwerben, zu besitzen, zu re­
produzieren und weiterzugeben ... ". 
Die österreichischen Behörden sind sich nicht 
zu blöd, gegen die wenigen Initiativen für eine 
freiere Gestaltung des Rundfunks mit unver-

· hälnismäßig hohem Aufwand vorzugehen. 
Gegen die wenigen "Piratensender", die es in 
Österreich gibt, wie zum Beispiel "Radio So­
zialfriedhof', "Radio öGB (Österreich geht's 
blendend)", "Radio Sprint", "Radio Wider­
.stand" oder "Radio Notwehr", setzt sich eine 
wahre Armada von Peilwag~n der Post, Funk­
streifen und Staatspolizistenin Bewegung. 
Freilich mit sehr. geringem Erfolg. Nur z.wei 
Sender komte die Post inden letzten zwei 
Jahren beschlagnahmen (Das ist durchschnitt­
lich ein Sender pro Jahr! !). Den letzten Sender 

beschlagnahmte die Postanläßlich eines Round­
table-Gespräches zur Situation der österreichi­

. sehen Medienlandschaft, organisiert von der 
PERL (Eurpäische FÖderation Freier Radios) 
in Wien am 18. Febraur 1989. JURIDIKUM be~ 
richtete darüber. 
Als am 18. Gebruar vom Wiener Leopolds­
berg mit der Liveübertragung der Veranstal­
tung' an der ca. 200 JournalistI1U1en, Vertre­
terhmen verschiedener europäischer freier 
Radios und zahlreiche MedieninteressentIn­
nen teilnahmen, begomen wurde,rückten 
sofort Postfüchse samt Stapozisten an, um 
den Sender zu beschlagnahmen. 
Gegen "Radio UFO" (Unabhängiges Funkob­
jekt), das in der Woche vor der Kärntner 
Landtagswahl von Italien aus ein slowenisch­
deutsches Programm in das südlichste 
Bundesland sendete, war sich diesmal selbst 
das Außenministerium nicht zu blöde, bei den 
italienischen Behörden zu intervenieren. 
Allerdings ohne Erfolg. 

Liberale Nachbarn 

Österreich ist das letzte westeuropäische Land, 
indem noch ein Rundfunkmonopol besteht. 
Frankreichhatdas Rundfunkgesetz bereits 1981 
liberalisiert, die Schweiz 1983 und selbst die 
BRD hat diesen Prozeß schon hinter sich. Doch 
Liberalisierung ist nicht gleich 
Liberalisierung!In Frankreich ist die Situation 
für freie Radios noch am besten. Als nach der 
Wahl Mitterands als Präsidenten 1981 das 
Monopol abgeschafft wurde- Detail am Rande: 
Mitterand beteiligte sich im Wahlkampf bei 
einem Piratensender. des Französischen. Ge­
werkschaftSbundes - wurden Voraussetzungen 
für freie Radios geschaffen,' zum Beispiel in 
Form einer staatlichen Förderung für werbe­
freie Lokalradios. Die Schweiz verankerte zwar 
in dem Gesetz zur Liberalisierung ein Verbot 
für freie Radios Gewinn zumachen. Allerdings 
wird dieses von den meisten Privatradios mit 
Duldung der Behörden umgangen. So fordert 
die Schweizer Joumalistengewerkschaft die 
Versteigerung der Sendefrequenzen an die 
Kommerzsender, um die werbefreien Lokalra­
dios mit diesen Mitteln zu fördern .. 

••• und Österreich? 

Die Bundesdeutschen wählten die bedenklich­
. ste Form der Liberalisierung: ein Konzessions­
system. Damit wird der behördlichen Willkür 
Tür und Tor geöffnet und werbefreies .Radio 
wegen der hohen Kosten einer Sendegenehmi~ 
gung unmöglich gemacht. Eine der wenigen 
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positiven Ausnahmen ist"Radio Dreyecksland" 
in Freiburg. Trotz massiver Kriminalisierungs­
versuche durch die Polizei. konnte es Dank 

· seiner - noch aus der Piratenzeit herrührenden 
- Verankerung in der regionalen Basisbewe­
gung das Recht auf eine SendefrequeDz durch­
se~. Doch ist es wegen seiner kritischen 

Berichterstattung stllndig von der Konzessions­
entziehung bedrOhtBereits in absehbarer Zu­
kunft wird das ORF-Monopolsoweit ausge­
höhlt sein, daß man davon im engeren Sinn des 
Wortes nicht mehr sprechen wird können. Fal­
len wird es - wie ist eine andere Frage. Wird 
Österreich eine weiteren Schritt in Richtung 

· MENSCHENRECHTSKONVENTION 

Medienkonzentration machen, oder wird end­
lich ein Sprachrohraußerhalb der alteingeses­
senen Medienkonzemegeschaffen werden -
ein Schritt RichtungMeinungspluralism~s 
gemaeht?Eine 'Schlüsselfrage .ist dabei. ob die 
Gründung freier, assoziativer, nichtkommer­
zieller Lokalradiosmöglich sein wird. • 

In welcher Verfassung 
ist der Rundfunk? 

Anna Sporrer 

Die Stellung des ORF als Mono­
polunternehmen entsteht daraus, 
daß nur für ihn und keine ande­
re~ TrägerInnen eine gesetzliche 

Grundlage zum Betreiben von 
Rundfunk geschaffen wurde. 

Der· Verfassungs gerichts­
hof bat erwogen: 1) 

Der Artikell Q der im Verfassungsrang stehen- . 
den Europäischen Menschenrechtskonvention 
gewährleistet als Bestandteil des Anspruches 
auf freie Meinungsäußerung unter anderem das 
Recht auf. Freiheit zur Mitteilung von N ach­
richten oder Ideen, auch mit Hilfe von Rund­
funkanlagen. Die gena:p.nten Freiheitsrechte 
werden einerseits durch die in Art 10 Abs.l 
enthaltene Ermächtigung, RWldfunk. und Fem­
sehuntemehmungeneinem Genehmigungsver­
fahren zu unterwerfen; andererseits durch den 
im Art 10 Abs.2 vorgesehenen materiellen 
Gesetzesvorbehalt eingeschränkt. 
weitere. verfassungsrechtliche Grundlage ist 
das "Bundesver-
fassungsgesetz tut Sicherung der Unabhängig­
keitdes Rundfunks". Der VfGH legt dieses 
dahingehend aus, daß Rundfunk nur auf Grund 
· einer bundesgesetzllchen Ermächtigung betrie­
ben werden darfund daß das damit eingerichte­
te Könzessionssystem mit Art.IO MRK im 
Einklang steht Ein solches Ausführungsgesetz 
ist bisher nur für den ORF erlassen worden 
(ORF-Gesetz). Diesesenthliit keine Regelun­
gen über die Erteilung oder Nichterteilung von 
Genehmigungen an andere Rundfunkunterneh­
men. Daraus folgt, daß Rundfunk im Sinne des 
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BVG-Rundfunk nur vom ORF und sonst von 
niemandem betrieben werden darf. 
Da Anlagen zum Betreiben von Rundfunk 
notwendigerweise auch Femmelde- (Funksen~ 
de-) anll!-8en sind, bedarf es auch einer Bewil­
ligung gemäß § 3 Abs.l Fernmeldegesetz. Der 
VfGH erachtet im oben zitierten Erkenntnis die 

Fernmeldebehörde al~ zuständig eine Bewilli­
g\ing zu versagen,. auch wenn die im Fernmel­
degesetz vorgesehenen Voraussetzungen er­
füllt werden und die Ablehnung nur aus rund~ . 
funkrechtlichen Gründen (im Regelfall wird 
dies das Fehlen einer gesetzlichen Genehmi­
gung sein) erfolgen kann. 

"Legalkonzession" 

Es. erscheint fraglich, ob d.as durch Art.! des· 
BVG-Rundfunk eingerichtete Konzessionssy­
stem durch den: Genehmigungsvorbehalt des 
ArtlO Abs.1 .• MRK gedeckt ist. Dieser spricht 
von einem ''Oenehmigungsverfahren''. Im 
Regelfall wird darunter wohl die Einrichtung 
eines Verwaltungsverfahrens mitParteistell'ung 
der· KonzessionswerberInnen und Entschei­
du'ngspflicht der Behörde zu verstehen sein. 
Eiii solches Verfahren ist jedoch im BVG­
R~dfunk nicht vorgesehen, es können viel­
mehr nur auf dem Wege einer Legalkonzession 
die erforderlichen Bewilligungen erteilt wer~ 
den. BINDER 2) erscheint dies einerseits wegen 
der mangelnden Möglichkeit eine "Konzessio­
nierung durch die Gesetzgebung" zu betreiben, . 
andererseits im Hinblick auf Art. 13 MRK 
konventionswidrig. Art 13 MRK g81antiertdas 
Recht, bei einer nationalen Instanz eine wirksa­
me Beschwerde zu erheben. 

Rund.funk"unte.rnebmen" 

Eine solche Beschwerde gegen die Gesetzge­
ber, z.B. wegen: Untätigkeit ist in der Österrei­
chischen Rechtsordnung aber nicht 
vorgesehen.ArtldesBVG-Rundfunkerscheint 
auch deshalb konventionswidrig, weil es das 
Syst~ der l.egalkonzession ·auf· Rundfunk 
insgesatnt und nicht nur auf Rundfunkunter­
nehmen erstrecktDas bedeutet, daß Rundfunk 
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in nicht~untemehmerischer Form, wenn er an 
die Allgemeinheit gerichtet ist, auch einer ge­
setzlichen Grundlage bedarf. Dies stellt eine 
durch Art. 10 MRK nicht gedeckte Erweite­
rung der Konzessionspflicht dar. 

Ausgewogenheitsthese 

Ein wesentlicher Bestandteil des BVG-Rund­
funk ist, die "Objektivität und Unparteilichkeit 
der Berichterstattung, die Berücksichtigung der 
Meinungsvielfalt, die Ausgewogenheit der 
Programme, sowie die Unabhängigkeit der 
Personenund Organe" zu garantieren, kurz, die 
Ausgewogenheit des Rundfunks zu bewirken. 
Nach der .AnSicht BINDERS steht das BVG­
Rundfunkmitdiesem Anliegen im Widerspruch 
zurMeinungsfreiheit, die ja gerade die subjek­
tive, persönliche Meinung der Einzelnen, die 
nicht ausgewogen ist Und dies auch nicht sein 
muß, verfassungsgesetzlich schützt. Die These 
von der notwendigen Ausgewogenheit des 
Rundfunks ist nur eine Folge der Monopolisie­
rung des Rundfunks. Nur der Umstand, daßder 

. Staat allein den RUndfunk dominiert, läßt als 
Ausgleich dazu die Notwendigkeit entstehen, 
den monopolistischen Rundfunk ausgewogen . 
zu gestalten. Problematisch bei dieser Verfas-. 
sungsbestimmungist, daß die Einzelnen, die ja 
theoretisch auch Zugang zum Rundfunk durch 
besondere Bundesgesetze erhalten könnten, zur 
Ausgewogenheit verpflichtet wären (ein Bei­
spiel zur Veranschaulichung: man/frau stelle 
sich einen feministischen Sender. vor, der zu 
Objektivität und Unparteilichkeit in der Be-

. richterstattung über die Position des Papstes 
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zum Thema Verhütung verpflichtetwäre ... ).Aus 
dem Umstand, daß keine anderen Trägerhmen 
des Rundfunks als der ORF durch Gesetz ein­
gerichtet wurden, wird die Stellung des ORF 
als "de facto Monopol" geschaffen. Will man/ 
frau dieses Monopol durchbrechen müßte er/ 
sie die Gesetzgeberhmen dazu bewegen, ein 
entsprechendes Gesetz. zu erlassen. Daß dies 
gerade für Gruppen und Initiativen, die sich 
durch die "Mehrheitsmeinung" nicht vertreten 
fühlen schwer durchsetzbar ist, liegt auf der 
Hand. 

Was nun? 

Eine weitere Möglichkeit die staatliche Domi­
nanz auf dem Gebiet des Rundfunks in Öster­
reich abzuschaffen wäre, das· V erfassungsge­
setz, das die Legalkonzession vorsieht, anzu­
greifen~ Dieses BVa widerspricht wie oben 
ausgeführt aus mehreren Gründen offensicht­
lich der EuropäischenMenschenrechtskonven" 
tion. Dies hat für den innerstaatlichen Rechts­
bereich allerdings insofern keine praktische 
Bedeutung, da das BVG-Rundfunk im Verfas­
sungsrang steht und daher als jüngeres und 
spezielleres Gesetz die WirkUngen des Art. 10 
Abs.lMRKverdrängt.AucherachtetderVfGH 
in seinem Erkenntnis, in einer sehr formalen 
Auslegung der Grundrechte und mit, wie üb­
lich, unzureichender Begründung, das BVG­
Rundfunkmit derMRK im Einklang. Sollte der 
VfGH seine Rechtsprechung in dieser Frage 
nicht revidieren, ist auch vOll dieser Seite keine 
Änderung der Situation zu erwarten.WaBbleibt 
ist der kostspielige Weg zu den Straßburger 

Instanzen. Die Rechtsmeinung der Europäi­
schen Menschenrechtskommission in der Fra­
ge der Zulässigkeit von staatlichen RundfuIlk­
monopolen ging bis Anfang der 70-er Jahre 
dahin, daß sie Monopolsysteme zwar grund­
sätzlich für zulässig hielt, aber vorwiegend 
historische Gründe und technische Unniög­
lichkeiten dafür geltend machte. Mit der Ände­
rung derrechtlichen und tatsächlichen Verhält­
nisse des Rundfunks in den Konventionsstaa­
ten konnte eine Änderung dieser Auffassung 
erwartet werden. Bereits 1976 hat die Kommis­
sion festgestellt, daß sie ihre Meinung, daß die 
MRK zwar Rundfunkfreiheit gewähre, staatli~ 
che Monopole aber decke, ''purely and simply" 
nicht mehr aufrecht erhalten könne. 

Straßburg 
Österreich ist einer der letzten Konventions­
staaten, der das Rundfunkmonopol ohne jede 
'Einschränkung aufrecht erhält. Deritalienische . 
Verfassungsgerichtshof hat bereits 1976 das 
staatliche Rundfunkmonopol wegen Yerstoßes 
gegen die Meinungsfreiheit füiverfassungswi­
drigerklärt. 
In dieser Betrachtung sei dahin gestellt, ob es 
sinnvoll wäre, die Wahrung der Meinungsäu­
ßerungsfreiheit im Bereich des RundfuIlks den 
wirtSchaftlichen Kräften des Marktes zu über­
lassen (was eine gänzliche Aufhebung des staat­
lichenEinflusses bewirken WÜrde), oder ob 
dem Staat nicht doch bestimmte leIlkende und 
fördernde Aufgaben zukommen sollten. • 

1) Vfslg 9909/16.12.1983 
2)BINDER in: Europ. Grundrechtszeitung 1986 

Informiert vier mal im Jahr über die 
Situation in Nicaragua, überÖster­
reichs Beziehungen zu Nicaragua, 
über Solidarität konkret. 

Jahresabo ÖS 100,­
Einzelpreis ÖS.30,-

Bestellungen bei den Nicaragua-Bri­
gadisten,. clo Amerlinghaus, 1070 

. Wien, Stiftgasse 8, Telefon 93 64 75 
oder 48 71 21 (WUK) 
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WETIBEWERBSRECHT 

Ist die Pressefreiheit 
nochz 

Robert Zöchling 

Bundesdeuische Medien­
unternehmen stoßen im eigenen 

Land an die Grenzen des Kartell-
rechts. Aufihrer Suche· nach . 

neuen Investitionsmöglichkeiten 
fanden sie in Österreich au/ur­
wüchsige'Zustände vor. Hierzu-

lande fragt kein Richter nach 
Auflagenzahlen und Medienkon­

zentration; die Diskussion fiber 
mögliche gesetzliche Regelungen 

kommt langsam in Gang. 

Die BRD-Medienkonzerne bewiesen in der 
Vergangenheit großen Einfallsreichtum bei der 
Umgehung von Wettbewerbsbestimmungen. 
Durch zahlreiche Firmengründungen, . Auftei~ 
lung vonGeschäftsanteilen·unter Freunden und 
Familienmitgliedern unc:lc dergleichen Tricks 
gelang es ihnen immer wieder; das Bunde;kar­
tellamt in die Ecke zu stellen. Einigen ist der 
Rahmen bundesdeutscher Gesetze offensicht­
lich doch zu eng geworden. Mediengiganten 
wie Springer, Bertelsmann, W AZ etc, nehmen 
international jede Expansionsmöglichkeit wahr 
(Springer, zum Beispiel, produziert in den USA 
bereits eine Reihe von Publikumszeitschrif­
ten). Besonders erfrischend muß für sie der 
österreichische"Markt gewirkt haben: urwüch­
sig und ungeregelt fanden sie ihn vor. Die 
Westdeutsche Allgemeine Zeitung (W AZ) und 
Springer kauften sich im vergangenen Jahr 
bereits in gtOßem Stil bei Krone, Kurier und 
Standard ein; Bertelsmann drängt in. den Bun­
desländern nach. 

Anti-Trust· Gesetz? 

Das Eindringen der deutschen Medienzaren 

dürfte für einige hiesige Medienpolitiker doch 
etwas überraschend' gewesen sein .. Dement­
sprechend schwach und verwirrt waren· auch 
die ersten·Reaktionen. Wieder einmal stellte 
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sich heraus, daß Österreich eine Diskussion 
verschlafen hat, die in. der BRD schon seit 
Jaru:zehnten geführt wird: Bei unseren nord-

. westlichen N achbam hat sich schon sehr bald 
herausgestellt, daß mit purem Wirtschaftsrecht 
der Aushöhlung der Meinungsfreiheit durch 
Konzerne nicht ~izukommen ist. Der (bun­
des-) Republikanische Club forderte daher· 
schon in den 6O-er Jahren ein "Pressefreiheits­
gesetz (PreFreihG)", das aufdie spezifischen 
Probleme der Medienkonzentration Bezug 

nimmt. Dessen wesentlichste Punkte sollten 
sein: 
• Jeder Verlag darfTageszeinmgen oder Zeit­
schriften nur bis Zu einer bestimmten Gesamt-
auflage herausgeben. , 
• Jeder Verlag muß sich innerhalb eines J wes 
nach Inkrafttreten des Gesetzes selbst so ent­
flechten, daß die· Auflagenbegrenzung nicht 
überschritten wird. Ist die Anpassung binnen 
Jahresfrist nicht erfolgt, tritt eine .staatliche 
Entflechtung ein. 
• Die Enteignung soll das "Bundeskartellamt" 
vornehmen. Spätestens vier Wochen nach der 
Enteignung muß der Bund als zwischenzeitli­
cher Treuhänder die neuen Zeitungseinheiten 
auf neu zu bildende "Publikumsgesellschaf­
ten" (AG) übertragen. 

• Jeder Druckereibetrieb, bei dem die entflo­
chetenenZeinmgen bisher gedruckt wurden, iSt 

verpflichtet •• diese Erzeugnisse. weiterhin zu 
drucken. 
• Anzeigengenossenschaften, denen alle Ver­
legerangehÖfenmüssen, verwalten den gesam­
ten Anzeigenerli>s, abzüglich der Selbstkosten 
und eines Sofortgewinns von 20 Prozent am 
Nettoertrag der Anzeigen. Die der Anzeigenge" . 
nossenschaft zufallenden Erlöse .werden den 
Zeitungen im Verhältnis ihrer Verkaufsaufla­
gen zugeteilt. 
Dieser Entwurf war in der BRD auch in fort­
schrittlichen Kreisen umstritten. Daß es eines 
Gesetzes bedarf, das der Medienkonzentration 
in Österreich entgegenwirkt, darüber sind sich 
allerdings auch hierzulande viel~ einig. Peter­
Michael Lingens forderte im "Profil" ein Anti­
dumping- sowie ein Antitrustgesetz für die 
Zeitungsbrmche. Sein Vorschlag ist freilich 
eher lI1ri Interesse der Zeitungsverleger als an 
der Forderung nach umfassender MeinlUlgs­
freiheit orientiert. 

Presseförderung für 
KroKuWAZ 

Kurios war das System der staatlichen Presse­
. förderung schon bisher. Während den heiden 
größten Tageszeitungen alljährlich zu ihren 
Millionenprofiten noch Förderungsmillionen 
in den Rachen geworfen wurden, erhielten in 
der "zweiten S tufe"kleine, wirklich förderungs­
würdige "Zuwenduilgen" im Tausenderbereich. 
Bisher hat sich kaum ein Medienpolitiker an 
dieserVorgangsweise gestoßen;jüngst überle­
gen einige sogar öffentlich, ob es de.nnnotwen­
dig ist, deutschen Mediengiganten noch wei­
tere Millionen zuzuschanzen~ Eva Prager-Zit­
terbait, ihres Zeichens Präsidentin der Jouma­
listengewerkschaft, forderte eine "Maximal­
hürde, bis Zu welcher ein Zeitungskonzern mit 
ausländischer Beteiligung in den Genußeiner 
staatlichen Beteiligung kommen soll, von 25 
Prozent". A1Jßerdem sprach sie sich für eine 
Sondersteuer aufWerbeeinnahmen aus, "damit 
könnnteman die staatliche Hilfe mit einem 
Schlag verdoppeln" . 
Diesen Sinn hat der W AZ-Schock vielleicht 
gehabt: Daß nun auch in Österreich eine lang 
versäumte medien- und rechtspolitischeDis­
kussion in Gang komml • 
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Projekt 
Zweitageszeitung 

Das TATbiatt 
verwaltete linke Zweitageszei-· 
tung zur Verbreitung unter­
drückter Nachrichten werden, 
die. allen daran Interessierten 
offen zur Verfügung steht. 

Derzeit erscheinen TATbiatt­
"Minus-Nummern" alle vierzehn 
Tage - mit aktuellen Meldungen 
(vorwiegend über soziale und 
politische Bewegungen und 
Kämpfe aus aller Welt), Hinter­
grundberichten und einem Teil, 
in dem das Zweitageszeitungs­
projekt diskutiert und weiter­
entwickelt werden soll. 

Bitte schickt mir das 
nächste TATblatt zur Probe 
gratis zu 

Ich möchte die nächsten 
zehn TATblatt-Nummern 
zum Preis von S 96.- zuge­
schickt bekommen. 

Bitte ausschneiden und einsenden 
an: 
TATblatt; 1050 Wien; Postfach 282 
oder direkt einzahlen auf unser 
Konto: 
Unabhängige Initiative Informations­
vielfalt; 
P.S.I<. 7547212 
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SEHEN1llöREN1LESEN 

NACHSATZ 

Fraktionszeitungen . 

"Das Juridicum liegt in 
eisigerTrockenheit brach" 
Starreporter Thomas frlld führte im AG­
Jus-Report Nr. 18 ein enthüllendes Inter­
view mit der Spitzenkanditatin der "Ak­
tionsgemeinschaft" für die kommenden OH­
Wahlen. Schonungslos nimmt der Intervie­
wer Thomas Frad Kollegin Birgit Schwarz 
ins Kreuzverhör. Kein Geheimnis bleibt 
erhalten, hemmungslos wirdoffengelegt, was 
die StUdenthinen iinmer schon über die AG­
Spitzenkanditatin wissen wollten. Die als 
BirgitSchawarz im Inhaltsverzeichnis (dies­
mal nicht mit dem Autorennamen Rainer 
Hazivar gezeichntet) Angekündigte, ent­
schuldigt amehestenRechtschreibfehler. Das 
Möchtegern-Prisma würde am liebsten in 
Paris leben und das noch dazu unterm Dach. 
Unsere Birgit läßt sich auch von den intim­
sten Fragen ihres Gegenübers nicht aus der 
Ruhe bringen. Auf jede noch so kecke Frage 
weiß sie eine Antwort Einige Kostproben: 
Frad: Dein Hauptcharakterzug ? 
Sch( a)warz: Spontanität! 
Frad: Deine Lieblingsfarbe? 
Schwarz (spontan): gelb, äh blau! 
Frlld: Was ist deine Aufgabe? 
Schwarz: Den heiligen Gral zu ... 
Nein, das stimmt nicht! In Wirklichkeit will 
sie ein erfülltes Leben mit gelben Rosen und 
Kolibris unter dem Motto leben uiulleben 
lassen führen, dann möchte sie bewußt ster­
ben.Wie Sophie Scholl? Sie haßt Krieg und 
Hitler und liebt den Frieden und Gandhi. 
Und eines verabscheut sie zutiefst: Stumpf­
sinn! 

Chef der Redakteure 

Winterschlaf und Frühjahrsmüdigkeit 

Nun erwachen sie also alle aus ihrem Winter-. 
schlaf. Nur der AG-Zeitungsverantwortliche 
Thomas Frlld schläft weiter und wird von Alp­
drücken geplagt MukiDiRui uiulKSV, .. starten 
mühsam· getarnt unter dem N~n Komin­
form ein aufwendiges Zeitungsprojekt ... 
(AG-report Nr.18) 

Das Feuer 

. Man könnte meinen, die Demokratie sei in 
luristenkOpfen entstanden, uiul habe sich von 
da ausgehend in alle Institutionen des Staates, 
angefangen von der Universität bis zu den 
höchsten Entscheidungsträgern wie einLauf­
feUer ausgebreitet uiul sich in diesen eingeni­
stet. Man könnte meinen; daß dergleichen nur 
in einem Kopf entstanden sein kann, der auch 
solche Metaphern hervorzubringen inder Lage 
ist Doch wo das Feuer herkam, das Feuer, da 
brennt es nicht mehr. Statt dessen liegt das lu­
ridicum in eisiger Trockenh,eit brach. 
Tatsächlich: beideMeisterwerkestammen von 
Martin Adam. (Muki DiRui Nr. 1/89) 

Messen und wägen 

Die Auswirkungen, die Entdemokrtnisierung 
undVerschulung des Studiums der RechtsWis­
senschaJtenzeitigen, sind leicht auszumessen. 
MiteinemZeitmesservielleicht. (MartinAdam 
in Muki Di Rui Nr. 1/89) 

Die Aufgabe des Chefredakteurs einer Zei-
tung liegt auch darin, die Arbeit der AG- Schneller, weiter, höher 
.Exekutive mit kritischenB licken zu verfolgen. 
Eine Aufgabe, die den meisten Chefredakteu- Das Studium avancierte. zum H ÜTdenlauf -
ren dieses Landes erst nach jahrelanger Tätig- also Zum· reinen Lernstudium. 
keit für die AG-Exekutive bewußt werden (Der Unvergleichliche MartUi Adam in Muki 
dürfte. (Istvan Erdeiim AG-Jus-reportNr. 18) Di RuiNr. 1/89) 

JURIDIKUM 



UNI-POLITK 

Ohne Basis geht nichts! miert. Daß ist eben das Wechselspiel zwischen 
der Basis und den Gremien. Und ich kreide dem 
vsstö an, daß er das eben eineinhalb Jahre 
überhaupt nicht gemacht hat. 

Gewichtung für die Gremien~beit DU weißt 
sehr gut als Vertreter des vsstö, daß eure 
Vertreter dort nichts erreichen. Wenn mir die 
SusaimeLackner erzählt, daß sie bei derBe­
schlUßfassung über die Verwendung des Bud­
gets der Studienabschnittsvertretung niederge-

, stimmt worden ist, .. Wennmirdas passiert, 
darin ist es doch meine Pflicht, zur Basis zu 
gehen, wenn ich der Meiriung bin, daß hier 
nicht im Sinne der Studierenden entschieden 
wurde. 
Garflas: Unsere Arbeit an der Fakultät ist von 
vorneherein sIcherlich auf die Gremienarbeit 
gerichtet. Wo du f81sch liegst, ist, daß wir dort 
nichts erreicht hätten. Wir ,haben bestimmte 
Dinge durchaus erreicht,obwohldie "Aktions­
gemeinschaft" dort die Mehrheit hat. 
Windhager: Ja, aber problematisch wird es 
eben dort, wo ich in den Gremien nichts durch-
setze; .\ 

Sperlich: Du brauchst dir nur die Mehrheits" 
verhältnisse am Juridicum anzusehen. Da ist 
klar, daß der vsstö nicht viel e1l'eichen wird 
können. die AG hat eben eine erdrückende 
Mehrheit. 
Garflas: Zwischen vsstö und KSV besteht 
eben ein Unterschied: daß wir in 
den Gremien sitzen und ihr nicht ... 
Sperlich: Du wirst .alleindurch Gremienarbeit 
am Juridicutn niclltserreichen, 'weder gegen . 
die AG noch gegen die Professoren. Die Frage 
ist: renne ich blind und wütend gegen eine 
Mehrheit, gegen die ich mcht ankomme? Es, ist ' 
natürlich auch notwendig, daß mart in den 
Gremien auftritt. Es ist aber auch irrsinnig 
wichtig, daß man die Gremien als Informa­
tionszugang' sieht. Daneben muß ich mir natür~ 
lich auch andere Wege überlegen. 
Garflas: Wenn man in den UOGcGremienjetzt 
noch in der Minderheit ist, schließt das nicht 
aus, daß man dieses Instrument immer noch 
haI>en will. Zur Mobilisierung der Basis: ich 
halte es. für sehr wichtig, die Leute an der Basis 
zu informiere!). und zu' politisieren,. daß man 
sich an sie wendet und versucht, mit ihnen 

gemeinsam etwas zu erreichen. Es ist aber 
illusorischzuglauben,daßwireinelinkeBasis­
mehrheit am Juridicum haben. Wenn die Pro­
bleme so akut werden, daß man sich nur mehr 
an die Basis wenden kann, um etwas zu errei­
chen' darin werden wir was tun. Das ist etwas, . 
was der derzeitigen .Exekutive vollkommen 
. widerstrebt., Die füttert die Leute mit irgend­
welchen Dingen voll, bietet ihnen Service, hat 
aber überhaupt nicht denAnspruch, sie für ihre 
eigenen Probleme zu sensiblisieren. 
SperUch: Ein Beispiel für einen großartigen 
Erfolg in den Gremien war die Abstimmung in . 
derFakultlitsvertretung über die Urabstimmung 
beim Streik '87. Da hat die Susanne Lackner 
einen Spitzenantrag gestellt, daß die "Urab­
stimmung" abgelehnt wird und der Antrag ist 
durchgegangen. Und daran sieht man .die Un­
sinnigkeit der Trennung von Gremien- \Uld 
Basisll.rbeit Der Antrag ist durchgegangen, weil 
der Druck von der Basis da war. Es ist also 
möglich: man kann durch die Basisarbeit die 
Gremien beeinflussen. Das ist das Wichtige. 
Daß die Gremien nicht abgehoben dastehen 
und daß es nicht nur um Informationen geht, 
sondern daß.durch den Druck von der Basis .•. 
Windhager: Es geht für imcheinfach um die 
Frage der Politik und des Zuganges. Ich sage 
mir: Wenn ich gewählt werde, dann muß ich . 
diesen Auftrag entsprechend . erfüllen. Dazu 
gehört für mich Information, die momentan 
nicht existiert. Und es geht weiterhin darum, 
daß ich mit der Basis zusammenarbeite. Be­
steht nicht ein Zusammenhang zwischen den 
vorhingenannteninhaldichenProblemen-also 

, der Konkretisierung von Inhalten - und diesem 
Verhältnis zur Basis? Das ist anscheinend ein 
Problem, das alle drei Fraktionen haben. Daß 
die Basis irgendwo herumgeistert mit abstrak­
ten Interessen, die man sowieso voraussetzt. 
Daß ist ein Problem der politischen Kultur.- wie 
schätzt ihr dasein? 
SperUch: Man muß die Studierenden eben aus 
dieser individuellen Betroffenheit herausrei­
ßen. Und das geht nur; indem man sie infor-

Windhager: Mein Zugang, der Zugang von 
Mukj. Di Rui, ist auch, diese politische Kultur 
zu fÖrdern, weil durch die momentane Tätig­
keit der Fraktionen ein ganz verständlicheS 
Mißtrauen der StudentInnen vorhanden ist -
wenn politische fraktionen irgendwie als 
Sprungbrett verwendet werden für eine politi­
sche Karriere, also wirklich mißbraucht Wer­
den. Ich finde, man sollte diese Basis nicht un­
terschätzen. Die Leute sind nicht im.eigentli~ 
chen Sinn desinteressiert. Mankannsie interes­
sieren, indem man Möglichkeiten aufzeigt. DaS 
ist für mich der Sinn der politischen Arbeit: 
Wegzukommen von diesem Einzelstudium 
("geht mich eh alles nichts an, ich will nur 
meine Prüfungen ablegen"). 
Garflas: Wir wissen, daß dieser Inforrnations­
fluß problematisch ist. Es war immer ein Pro: 
blem füruns, die Arbeit, die wir inden Gremien 
leisten, die Kritik, die wir dort üben, weiterzu­
geben und aufzuzeigen, was wir dort wirklich 
machen. Das ist ja auch ein finanzielles. Pro­
blem, weil es nicht möglich ist, dauernd Flug­
blätter zu produzieren. Ich glaube, und da sind 
wir uns ja alle einig, daß auch das Forum - das 
ja vom Hochschülerschaftsgesetz vorgesehen 
ist - die HörerInnenversammlung aktiviert 
werden muß. Und daß es wichtig ist, daß diese 
Versammlungen auch wirklich stattfmden. Je 
mehr Leute da drinnen sitzen, umso mehr poli­
tische Kultur, politischer Druck und Sirinhaf­
tigkeitwird sich aus diesem Gremium ergeben. 

Fest steht jedenf~lls, daß diese - noch - eher 
anonymeBasisinvielf"dltigerWeiseindiePolitik 
an unserer Fakultät eingebUnden werden muß. 
Auch wir haben uns ja mit unserer Zeitschrift 
unter anderem auf die Suche nach der kriti­
schen StudentInnenschaft gemacht. Das·.Ge­
spräch hat auch ergeben, daß die Zusammen-
arbeit der fortschrittlichen· FraJai01lltn enger 

, werden soll und wir hoffen, daß diese Diskus- ' 
sion weiler gerührt wird. Die kommenden ÖH­
Wahlen werdenja zeigen, ob sich die politische 
Kultur am Juridicum bereits verbessert hat .• 

Arbeitskreis Jus ÖSTERREICHISCHE VEREINIGUNG 
DEMOKRATISCHER JURISTEN (ÖVDJ) 

Kritische Auseinandersetzung 
mit aktuellen Rechtsthemen 

JURIDIKUM 

Kontakt: 
Kort Thomas Büchele Tel. 5208725 

Anno Sporrer Tel. 93 28465 
Martlna ThomasbergerTel. 5758 743 

MITTEILUNGEN , . 

Die ÖVDJ-Mi~teilungen bringen ungefähr vierteljährlich 
ausführliche Beiträge namhafter JuristInnen . zu aktuellen ) 
Rechtsthemen. Das Abonnement ist kostenlos und kann bei 
derösterreichischen Vereinigung demokratischer Juristen, 
Kolingasse 18, 1090 Wien, bestellt werden. 
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VORSICHT HOCHSPANNUNG . ' 

Verkauf: 
1040 Wien, lambrechtgasse 16 
Telefon 56 52 40, Telefax 56 43 66 

Service: 
1040 Wien, Große Neugasse 29 

Telefon 56 53 814 

Der sogenannte 'IBM'''-kompatible' Personal-Computer gilt als das Arbeitstier schleChthin. Kein anderer 
Computer'ist im gewerblichen und Büro-Einsatz stärker vertreten, für keinen anderen Rechner existiert mehr 

Software. Jedes noch so spezifische Problem wurde für dieser Art von Computer bereits gelöst. 

Der Tornado PC ist ein Gerät, das in österreich gefertigt wird. Im Gegensatz zu anderen ,Geräten; bei . 
denen komplette Einheiten importiert und in österreich mit Grafikkarten versehen werden, werden für 
Tornado's Mainboards.I/O-,und Grafik;..Karten. Keyboards, Netzteile,'Gehäuse etc. nach technischen 

Gesichtspunkten ausgewählt und die Geräte komplett In' österreich zusammengebaut. Wir gewähren auf 
Personal-Computer aus unserer Fertigung 1 Jahr Vollgarantie! Wir wissen, was wir unseren Kunden 

4304 

. schuldig slndl ' 

........ , ............. ~ ...•..........• , ...•.............. ~' ..• 13990'.-
8088-2, getaktet mit 4.77/10 MHz (umschaltbar), Sockel für Co­
Prozessor 8087,512 KB RAM, erweiterbarauf 640 KB, Color-/Hercules­
Grafikkarte, Drucker-und V24-Schnittstelle, Mausport, JOYl$tick­
Anschluß, Floppy- und Harddisk-Controller, 1 Diskettenlaufwerk 
(formatiert 360 KB), 1 Harddisk 20 MB (formatiert), Baby-AT -Gehäuse 
mit Key-Lock, Resettaste ,und Turbo-Schalter, deutsche XT/AT -Tastatur 
mit 102 Tasten und separiertem Nummem- bzw.Cursorblock, mit 
ALP;..Switches (K1icktastatur mit exaktem SChaltwiderstand) 

4089 ActiCompXT/DD-Set .......................................... 13990.-
8088-,1 Prozessor 4.77.,..1 0 MHz schaltbar, traumhafte Grafikkarte 
(bessere Auflösung als Hercules, kompatibel zu allen Programmen, 
Monitor bis 640 * 400 Punkte flimmerfrei mit über 70 Hz Bildwiederhol­
Frequenz), 2 laufwerken 5.25-, Monitor grün 

4088 ActiComp XT/HD .................................. ; 16990.-

4450 

detto, ' aber' mit 1 laufwerk und I-<Il:IOr'ririi,~1I 

.. ' .... '.' ...................... 19990.-
80286-2, getaktet mit 6/12 MHz (umschaltbar), Sockel für Cg;..Prozessor 
80287,512 KB RAM, erweiterbar auf 4 MB, EMS'serienmäßig, 0 Wait;.. 
staites selektable,5 freie Siots (16 Bit-Bus), Hercules-Grafikkarte, 
parallele Drucker- und serielle Schnittstelle, Floppy-/Harddisk-Controller, 
1 Diskettenlaufwerk (1.2 MB), 1 Harddisk 20 MB; Baby-AT -Gehäuse mit 
Key-Lock, Resettaste, Turbo-Schalter und LED-Anzeigen, deutsche 
erweiterte XT/AT -Tastatur wie bei XT Turbo 4000 

4308 .' •••••••••••••••••••••••••••• ,20900.-
detto, aber mit 640. KB Hauptspeicher 

4315 386/20/Hercu ....................................... 39990.--, 
80386-2, 6-20 MHz, Sockel tür Co-Prozessor 80287/80087, 5 freie Siots, 
zwei davon 32 Bit- Bus, sonst wie AT Turbo 286/20/HerculeS/640 

Wir führen Bücher. Software und Spiele in reicher Auswahl zu PCs. Atari STs und Amigas. Bitte 
fragen Sie uns auch nach Druckern und Zubehör - unsere Preise sind immer.erstklassigl 
Sonderkonditionen für Schulen und Universitäten nur mit Ausfolge- oder Bestellscheinl 


